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Beschlussempfehlung 

Hannover, den 11.05.2022 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und  
Verbraucherschutz 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Jagdgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - Drs. 18/1840 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Jagdgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/9833 

c) Der günstige Erhaltungszustand des Wolfes muss offiziell anerkannt werden 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/7545 

Berichterstattung: Abg. Karl Heinz Hausmann (SPD) 

(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.) 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz empfiehlt dem Landtag,  

1. den Gesetzentwurf der Landesregierung in der Drucksache 18/9833 mit den aus der Anlage 
ersichtlichen Änderungen anzunehmen, 

2. den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP in der Drucksache 18/1840 abzulehnen,

3. den Antrag der Fraktion der FDP in der Drucksache 18/7545 abzulehnen und 

4. die in die Beratungen zum Gesetzentwurf der Fraktion der FDP einbezogenen Eingaben 
2434/07/18 (Folgesätze 1 bis 4) und 3198/07/18 für erledigt zu erklären.

Hermann Grupe 
Vorsitzender 
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Gesetz 

zur Änderung des Niedersächsischen Jagdgesetzes 

Gesetz  

zur Änderung des Niedersächsischen Jagdgesetzes 

und weiterer Vorschriften sowie zur Aufhebung 

der Niedersächsischen Wolfsverordnung

Artikel 1 Artikel 1 
Änderung des Niedersächsischen Jagdgesetzes

Das Niedersächsische Jagdgesetz vom 16. März 

2001 (Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 25. Oktober 2018 (Nds. GVBl. S. 220; 2019 S. 26), 

wird wie folgt geändert:

Das Niedersächsische Jagdgesetz vom 16. März 

2001 (Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 25. Oktober 2018 (Nds. GVBl. S. 220; 2019 S. 26), 

wird wie folgt geändert:

  1. § 1 wird wie folgt geändert:   1. § 1 wird wie folgt geändert: 

0/a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Abweichend von Satz 1 Nr. 3 und § 1 

Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 des Bundes-

jagdgesetzes besteht kein Recht der 

Jagdausübungsberechtigten zur An-

eignung von Wölfen und Hybriden zwi-

schen Wölfen und Hunden (Wolfshyb-

riden).“ 

a) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: a) wird (hier) gestrichen (jetzt in Nummer 5/1  

- neuer § 5 a)

„(3) Sind in einem Jagdbezirk mehrere 

Personen jagdausübungsberechtigt, so müs-

sen sie der Jagdbehörde auf deren Verlangen 

eine oder einen von ihnen als Empfangsbevoll-

mächtigte oder Empfangsbevollmächtigten in 

jagdlichen Angelegenheiten benennen.“ 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und darin 

erhält Nummer 2 folgende Fassung: 

b) __________ Absatz 3 Nr. 2 __________ erhält 

____ folgende Fassung: 

„2. von der Jagdbehörde im Rahmen der Er-

satzvornahme zur Jagdausübung einge-

setzte Personen,“. 

„2. von der Jagdbehörde im Rahmen einer 

Ersatzvornahme nach § 27 Abs. 2 des 

Bundesjagdgesetzes, auch in Verbin-

dung mit § 9 Abs. 4 Satz 3 dieses Ge-

setzes, nach § 10 Abs. 1 Satz 2 oder 

§ 25 Abs. 7 Satz 0/2 zur Jagdausübung 

eingesetzte Personen,“. 

  2. § 2 wird wie folgt geändert:   2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 
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„1Futterplätze, Kirrungen, Salzlecken, 

Ansitze, Jagdschirme und ähnliche mit 

dem Boden nicht fest verbundene jagd-

wirtschaftliche Einrichtungen dürfen von 

den Jagdausübungsberechtigten auf 

nicht intensiv genutzten Grundstücken 

angelegt werden.“ 

„1Futterplätze, Kirrstellen, Salzlecken, 

Ansitze, Jagdschirme und ähnliche mit 
dem Boden nicht fest verbundene jagdli-

che Einrichtungen dürfen von den 

Jagdausübungsberechtigten auf nicht in-

tensiv genutzten Grundstücken angelegt 

werden.“ 

bb) In Satz 4 werden die Worte „hat die 

jagdausübungsberechtigte Person“ 

durch die Worte „haben die Jagdaus-

übungsberechtigten“ ersetzt. 

bb) unverändert

cc) Satz 5 erhält folgende Fassung: cc) unverändert

„5Spätestens drei Monate nach Beendi-

gung einer Jagdausübungsberechtigung 

haben die bisherigen Jagdausübungsbe-

rechtigten die vorhandenen jagdlichen 

Einrichtungen zu entfernen, falls nicht die 

nachfolgenden Jagdausübungsberech-

tigten spätestens bis zum Ablauf eines 

Monats nach Berechtigungsbeginn deren 

Übernahme erklären.“ 

dd) Es wird der folgende Satz 6 angefügt: dd) unverändert

„6Die Jagdbehörde kann anordnen, dass 

jagdliche Einrichtungen im Sinne der 

Sätze 1 und 3 zu entfernen sind, wenn 

sie Natur und Landschaft erheblich be-

einträchtigen.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Betreten jagdwirtschaftlicher 

Einrichtungen gemäß Absatz 1 ohne Erlaubnis 

der oder des Jagdausübungsberechtigten ist 

verboten.“ 

„(2) Das Betreten jagdlicher Einrichtun-

gen im Sinne des Absatzes 1 ohne Erlaubnis 

der __________ Jagdausübungsberechtigten 

ist verboten.“ 

  3. § 3 erhält folgende Fassung:   3. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 „§ 3 

Hege und Ökologie __________ Wildmanagement, Duldungspflicht

(1) 1Jagd (§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes) 

und Hege (§ 1 Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes) sind 

wesentliche Bestandteile des Wildmanagements. 
2Dieses ist so durchzuführen, dass 

(1) 1Jagd (§ 1 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes) 

und Hege (§ 1 Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes) sind 

wesentliche Bestandteile des Wildmanagements. 
2Dieses ist so durchzuführen, dass 

1. die biologische Vielfalt und ein artenreicher 

und gesunder Wildbestand in angemessener 

Zahl im Rahmen einer maßvollen und nachhal-

tigen Wildbewirtschaftung erhalten bleiben, 

1. unverändert
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2. die natürlichen Bedingungen für das Vorkom-

men der einzelnen Wildarten erhalten bleiben, 

2. unverändert

3. auch außerhalb des Waldes Deckung und Ru-

hezonen sowie Äsungsflächen für das Wild ge-

schaffen werden, soweit dadurch die Lebens-

räume anderer besonders geschützter wildle-

bender Tierarten und besonders geschützter 

Pflanzenarten nicht beeinträchtigt werden und 

die Nutzungsinteressen der - bei Jagdpacht 

zur Duldung im Rahmen von Verträgen ver-

pflichteten - Grundeigentümerinnen und 

Grundeigentümer nicht entgegenstehen, 

3. auch außerhalb des Waldes Deckung und Ru-

hezonen sowie Äsungsflächen für das Wild ge-

schaffen werden, soweit dadurch die Lebens-

räume anderer besonders geschützter wildle-

bender Tierarten und besonders geschützter 

Pflanzenarten nicht beeinträchtigt werden 

__________, 

4. Wildschäden und sonstige Beeinträchtigungen 

der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft sowie 

der Natur und Landschaft möglichst vermieden 

und ökologische Erfordernisse berücksichtigt 

werden. 

4. neben der Vermeidung von Wildschäden 

und sonstigen Beeinträchtigungen der ord-

nungsgemäßen Land-, Forst- und Fischerei-

wirtschaft (§ 1 Abs. 2 Satz 2 des Bundesjagd-

gesetzes) auch Beeinträchtigungen der Na-

tur und Landschaft möglichst vermieden und 
ökologische Belange berücksichtigt werden. 

(2) 1Mit dem Jagdausübungsrecht ist die Pflicht 

zur ordnungsgemäßen Ausübung der Jagd verbun-

den. 2§ 10 Abs. 2 Satz 2 des Bundesjagdgesetzes 

findet keine Anwendung. 

(2) 1Mit dem Jagdausübungsrecht ist die Pflicht 

zur ordnungsgemäßen Ausübung der Jagd verbun-

den. 2__________ (jetzt in § 15 Abs. 4 Satz 2)  

(3) Grundeigentümerinnen und Grundeigentü-

mer sowie sonstige Nutzungsberechtigte sind ver-

pflichtet, bei der Nutzung bejagbarer land- und forst-

wirtschaftlich genutzter Grundstücke auf den Le-

bensraum des Wildes Rücksicht zu nehmen, das 

Wild, soweit möglich, nicht zu gefährden und zumut-

bare Hegemaßnahmen der Jagdausübungsberech-

tigten zu dulden.“ 

(3) 1Grundeigentümerinnen und Grundeigen-

tümer sowie sonstige Nutzungsberechtigte sind  

verpflichtet, zumutbare Hegemaßnahmen der 

Jagdausübungsberechtigten zu dulden, bei der 
land- und forstwirtschaftlichen Nutzung bejagbarer 

____ Grundstücke auf den Lebensraum des Wildes 
Rücksicht zu nehmen und dieses, soweit möglich, 

nicht zu gefährden. 2Bejagbar sind alle Grundstü-

cke mit Ausnahme der Grundstücke, auf denen 

die Jagd ruht (§ 6 Abs. 1 des Bundesjagdgeset-

zes) oder auf denen die Jagd wegen eines ge-

setzlichen Verbots tatsächlich nicht ausgeübt 

werden darf.“ 

  4. § 4 wird wie folgt geändert:   4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „brauchbarer 

Jagdhund, der geprüft ist,“ durch die Worte 

„brauchbarer, geprüfter Jagdhund“ ersetzt. 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas-

sung:

„(1) Die Jagdausübungsberechtigten 

stellen sicher, dass ihnen ein für den Jagd-

bezirk brauchbarer, geprüfter Jagdhund zur 

Verfügung steht.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) __________ (jetzt im einleitenden Änderungs-

befehl enthalten)
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„(2) 1Bei jeder Bewegungsjagd sowie je-

der Jagd auf Federwild müssen hierfür brauch-

bare, geprüfte Jagdhunde in ausreichender 

Anzahl mitgeführt werden. 2Bewegungsjagd ist 

eine Jagd, bei der Wild gezielt beunruhigt 

wird.“ 

_(2) 1Bei jeder Bewegungsjagd sowie je-

der Jagd auf Federwild müssen hierfür brauch-

bare, geprüfte Jagdhunde in ausreichender 

Anzahl mitgeführt werden. 2Bewegungsjagd ist 

eine Jagd, bei der Wild gezielt beunruhigt 

wird.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: c) unverändert

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz. 

bb) Satz 2 wird gestrichen. 

d) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt: d) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt: 

„(6) Die oberste Jagdbehörde wird er-

mächtigt, durch Verordnung Vorschriften über 

die Feststellung der Brauchbarkeit gemäß Ab-

satz 1 zu erlassen, die Durchführung der und 

die Zulassung zur Prüfung, die Eignung der 

Prüferinnen und Prüfer, die Anerkennung von 

Brauchbarkeitsprüfungen anderer Bundeslän-

der zu regeln sowie die durchführende Organi-

sation festzulegen.“ 

„(6) Die oberste Jagdbehörde wird er-

mächtigt, durch Verordnung Vorschriften über 

die Feststellung der Brauchbarkeit gemäß Ab-

satz 1 zu erlassen, die Durchführung der und 

die Zulassung zur Prüfung, die Eignung der 

Prüferinnen und Prüfer, die Anerkennung von 

Brauchbarkeitsprüfungen anderer Bundeslän-
der zu regeln sowie die für die Durchführung

der Prüfung zuständige Organisation festzu-

legen.“ 

  5. § 5 wird wie folgt geändert:   5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie 

folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie 

folgt geändert: 

aa) Es wird die folgende neue Nummer 5 ein-

gefügt: 

aa) Es werden die folgenden neuen Num-

mern 5 und 6 eingefügt: 

„5. Goldschakal (Canis aureus),“. „5. Goldschakal (Canis aureus),_ 

6. Wolf (Canis lupus),“.

bb) Die bisherigen Nummern 5 bis 7 werden 

Nummern 6 bis 8. 

bb) Die bisherigen Nummern 5 bis 7 werden 
Nummern 7 bis 9. 

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: 

„2Dem Jagdrecht unterliegen auch Hybriden 

mit Wild.“ 

„2Dem Jagdrecht unterliegen auch Wolfshyb-

riden sowie weitere Hybriden mit Wild der in 

Satz 1 Nrn. 1 bis 5 genannten Arten (Wild-

hybriden).“ 

5/1. Im Ersten Unterabschnitt des Zweiten Ab-

schnitts wird der folgende § 5 a eingefügt: 
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„§ 5 a

Benennung von Empfangsbevollmächtigten

_ Sind in einem Jagdbezirk mehrere Personen 

jagdausübungsberechtigt, so müssen sie der Jagd-

behörde auf deren Verlangen eine __________ von 
ihnen unter Angabe von Anschrift, Telefonnum-

mer und E-Mail-Adresse als Empfangsbevoll-

mächtigte oder Empfangsbevollmächtigten in den 

Jagdbezirk betreffenden jagdlichen Angelegen-

heiten benennen.“ 

  6. § 6 wird wie folgt geändert:   6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 einge-

fügt: 

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 einge-

fügt: 

„2Dieser wird vom Land durch Watten-

jagdaufseherinnen oder Wattenjagdauf-

seher betreut.“ 

„2Im Wattenjagdbezirk nimmt das Land 

sein Jagdausübungsrecht durch Wat-

tenjagdaufseherinnen oder Wattenjagd-
aufseher wahr, die das Land nach einer 

erfolgreichen Schulung bestellt.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. bb) unverändert

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die oberste Jagdbehörde kann die 

Jagdbezirke gemäß Absatz 1 in mehrere Wat-

tenjagdbezirke aufteilen und die zuständige 

Jagdbehörde bestimmen.“ 

„(2) Die oberste Jagdbehörde bestimmt

die zuständige Jagdbehörde und sie kann den 

Wattenjagdbezirk nach Absatz 1 in mehrere 

Wattenjagdbezirke aufteilen.“ 

  7. § 7 wird wie folgt geändert:   7. § 7 wird wie folgt geändert: 

0/a) Der Überschrift werden die Worte „durch 

Vertrag oder Verfügung“ angefügt. 

1/a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 ein-

gefügt: 

„_2Bejagbare Grundflächen, die zu kei-

nem Jagdbezirk gehören, sind einem 
Jagdbezirk durch Verfügung anzuglie-

dern.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und 

erhält folgende Fassung: 

„3Vertragsparteien eines Abrundungs-

vertrages sind 
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1. bei Eigenjagdbezirken die Eigen-

tümerinnen und Eigentümer der 

Grundflächen, 

2. bei gemeinschaftlichen Jagdbe-

zirken die Jagdgenossenschaf-

ten,  

3. bei Grundflächen, die zu keinem 

Jagdbezirk gehören, deren Ei-

gentümerinnen und Eigentü-

mer.“ 

cc) Es wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Bei verpachteten Jagdbezirken kann 

der Abrundungsvertrag für die Lauf-

zeit des Jagdpachtvertrages mit der 

Pächterin oder dem Pächter anstelle 

der in den Nummern 1 und 2 genann-

ten Vertragsparteien geschlossen 

werden, wenn eine Fläche an den 

Jagdbezirk angegliedert werden soll.“ 

a) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 3 ange-

fügt: 

a) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 3 ange-

fügt: 

„3Gleiches gilt für die Änderung der Flächenzu-

ordnung sowie eine Kündigung oder Aufhe-

bung des Abrundungsvertrages.“ 

„3__________ Änderungen des Abrundungs-

vertrages, die die Flächenzuordnung betref-

fen, sowie eine Kündigung oder Aufhebung 

des Abrundungsvertrages sind der Jagdbe-

hörde anzuzeigen; Satz 2 gilt entspre-

chend.“ 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort 

„werden“ ein Komma und die Worte „sofern die 

betroffenen Grundeigentümerinnen und 

Grundeigentümer zustimmen“ eingefügt. 

b) ____ Absatz 3 ____ erhält folgende Fas-

sung: 

„(3) 1Abrundungsverträge über die Ab-

trennung von Flächen eines gemeinschaft-

lichen Jagdbezirkes sowie solche über die 

Angliederung von Flächen an einen ver-

pachteten Jagdbezirk dürfen nur mit Zu-

stimmung der betroffenen Grundeigentüme-

rinnen und Grundeigentümer geschlossen 

werden. 2Abrundungsverträge, die einen 

verpachteten Jagdbezirk betreffen, dürfen 

zudem nur mit Zustimmung der Pächterin 

oder des Pächters geschlossen werden.“

c) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt: c) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt: 

„(6) 1Von der Jagdbehörde verfügte Ab-

rundungen sind auf Antrag der betroffenen 

Grundeigentümerin oder des betroffenen 

Grundeigentümers oder einer betroffenen 

„(6) 1Von der Jagdbehörde verfügte Ab-
rundungen sind auf schriftlichen Antrag einer 

betroffenen Grundeigentümerin oder eines be-

troffenen Grundeigentümers oder einer  
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Jagdgenossenschaft aufzuheben oder zu än-

dern, wenn ihre Voraussetzungen nachträglich 

ganz oder teilweise entfallen. 2Absatz 4 gilt 

entsprechend.“ 

betroffenen Jagdgenossenschaft auch dann 

ganz oder teilweise aufzuheben

__________, wenn ihre Voraussetzungen 

nachträglich ganz oder teilweise entfallen 
sind. 2Absatz 4 gilt entsprechend.“ 

  8. § 8 erhält folgende Fassung:   8. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 „§ 8 

Gesetzliche und notwendige Abrundungen Gesetzliche __________ Abrundungen, 

Jagdbezirke

(1) 1Gehören öffentliche Straßen, Eisenbahn-

körper oder Wasserläufe nach den Bestimmungen 

der §§ 7 und 8 des Bundesjagdgesetzes nicht zu ei-

nem Jagdbezirk, so gehören sie jeweils bis zur Mitte 

als angegliederte Flächen zu den beiderseits an-

grenzenden Jagdbezirken. 2Jagdbezirksfreie Flä-

chen, die von einem Eigenjagdbezirk vollständig 

umschlossen werden, gehören diesem als angeglie-

dert an. 3§ 5 Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes bleibt 

unberührt. 

(1) 1____ Öffentliche Straßen, Eisenbahnkör-

per oder Wasserläufe, die nicht Bestandteil eines 

__________ Jagdbezirkes sind, ____ gehören 

____ jeweils bis zur Mitte als angegliederte Flächen 

zu den beiderseits angrenzenden Jagdbezirken. 
2Jagdbezirksfreie Flächen, die von einem Eigen-

jagdbezirk vollständig umschlossen werden, gehö-

ren diesem als angegliedert an. 3§ 5 Abs. 1 des Bun-

desjagdgesetzes bleibt unberührt. 

(2) Die in § 5 Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes 

genannten Flächen sind nicht Bestandteil eines 

Jagdbezirks, wenn sie nur mit einer Schmalseite mit 

ihm zusammenhängen. 

(2) Die in § 5 Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes 
genannten Flächen sind abweichend von den §§ 7 

und 8 des Bundesjagdgesetzes nicht Bestandteil 

eines Jagdbezirks, wenn sie nur mit einer Schmal-

seite mit ihm zusammenhängen.

(3) Bejagbare Grundflächen, die zu keinem 

Jagdbezirk gehören, sind einem Jagdbezirk anzu-

gliedern.“ 

(3) wird (hier) gestrichen (jetzt in § 7 Abs. 1 

Satz 2)

  9. § 9 wird wie folgt geändert:   9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Naturschutz-

gebiete“ durch das Wort „Schutzgebiete“ er-

setzt. 

a) wird gestrichen

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) 1Auf Antrag der Eigentümerin oder 

des Eigentümers kann die Jagdbehörde 

„(2) 1Auf schriftlichen Antrag der 

Grundeigentümerin oder des Grundeigentü-

mers oder der oder des Nießbrauchsbe-

rechtigten kann die Jagdbehörde 

1. Grundflächen, die gegen das Ein- und 

Auswechseln von Schalenwild abge-

schlossen und nicht nach Absatz 1 befrie-

det sind, 

1. unverändert

2. öffentliche Anlagen, 2. unverändert

3. Fischteiche und andere Anlagen zur 

Fischhaltung oder zur Fischzucht sowie 

3. unverändert
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sonstige stehende Gewässer einschließ-

lich der darin gelegenen Inseln, 

4. Sportplätze und 4. unverändert

5. Golfplätze 5. unverändert

zu befriedeten Bezirken erklären. 2Auf Antrag 

der Eigentümerin oder des Eigentümers ist die 

Befriedung wieder aufzuheben.“ 

zu befriedeten Bezirken erklären. 2Auf schrift-

lichen Antrag der Grundeigentümerin oder 

des Grundeigentümers oder der oder des 

Nießbrauchsberechtigten ist die Befriedung 

wieder aufzuheben.“ 

c) Absatz 6 erhält folgende Fassung: c) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) 1Eigentümerinnen, Eigentümer und 

Nutzungsberechtigte der Grundstücke eines 

befriedeten Bezirks dürfen in den Fällen der 

Absätze 1 und 2 Füchse, Marder, Iltisse, Her-

meline, Dachse, Waschbären, Marderhunde, 

Minke, Nutrias und Wildkaninchen fangen,  

töten und sich aneignen. 2Sind sie selbst nicht 

im Besitz eines Jagdscheins, so müssen sie 

mit dem Fang oder der Tötung eine Inhaberin 

oder einen Inhaber eines Jagdscheins beauf-

tragen. 3Absatz 3 Satz 2, die Verbote des § 19 

des Bundesjagdgesetzes und des § 24 dieses 

Gesetzes sowie die jagdrechtlichen Vorschrif-

ten über die Setzzeiten gelten entsprechend.“ 

„(6) 1Grundeigentümerinnen, Grundei-

gentümer und Nutzungsberechtigte der Grund-
stücke eines befriedeten Bezirks nach Ab-

satz 1 oder 2 Satz 1 dürfen __________ 

Füchse, Marder, Iltisse, Hermeline, Dachse, 

Waschbären, Marderhunde, Minke, Nutrias 

und Wildkaninchen fangen, töten und sich an-

eignen. 2Sind sie nicht selbst im Besitz eines 

Jagdscheins, so müssen sie mit dem Fang  

oder der Tötung eine Inhaberin oder einen In-

haber eines Jagdscheins beauftragen. 
3__________ Die Verbote der §§ 19 und 22 

Abs. 4 Satz 1 des Bundesjagdgesetzes, des 

§ 24 dieses Gesetzes sowie die ____ in der 

Verordnung nach § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2

festgelegten Vorschriften über die Setzzeiten 

gelten entsprechend.“ 

d) Es wird der folgende Absatz 7 angefügt:

„(7) Anordnungen zur Verringerung 

des Bestandes von Wölfen und Wolfshybri-

den und Gestattungen zur beschränkten 

Ausübung der Jagd auf diese Tiere nach 

den Absätzen 3 bis 5 dürfen nicht getroffen 

werden.“ 

10. Im Zweiten Unterabschnitt des Ersten Abschnitts 

wird der folgende § 9 a eingefügt: 

10. Im Zweiten Unterabschnitt des Ersten Abschnitts 

wird der folgende § 9 a eingefügt: 

„§ 9 a „§ 9 a 

Meldepflichten Meldepflichten 

Die Entstehung und jede Flächenänderung ei-

nes Eigenjagdbezirks, mit Ausnahme der Watten-

jagdbezirke, hat die Grundeigentümerin oder der 

Grundeigentümer der Jagdbehörde innerhalb von 

sechs Wochen nach Kenntniserlangung unter  

Bezeichnung der Flurstücke anzuzeigen und durch 

geeignete Unterlagen nachzuweisen.“ 

1Die Entstehung und jede Flächenänderung ei-

nes Eigenjagdbezirks, mit Ausnahme der Watten-

jagdbezirke, hat die Grundeigentümerin oder der 

Grundeigentümer der Jagdbehörde innerhalb von 

sechs Wochen nach Kenntniserlangung unter Be-

zeichnung der Flurstücke anzuzeigen und durch ge-
eignete Unterlagen nachzuweisen. 2Satz 1 gilt 
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nicht, wenn eine Flächenänderung bereits nach 

§ 7 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 anzuzeigen ist.“ 

11. § 10 wird wie folgt geändert: 11. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden das Komma und die 

Worte „Ruhenlassen der Jagd“ gestrichen. 

a) unverändert

b) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz 

und wie folgt geändert: 

b) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz 
und darin erhält Satz 1 folgende Fassung:

In Satz 1 werden die Worte „einen Jahresjagd-

schein besitzt“ durch die Worte „die Vorausset-

zungen nach § 11 Abs. 5 Satz 1 des Bundes-

jagdgesetzes erfüllt“ ersetzt. 

„1Besitzt in einem Eigenjagdbezirk keine 

jagdausübungsberechtigte Person einen 

Jahresjagdschein, so haben die Grundei-

gentümerinnen und Grundeigentümer oder 

an deren Stelle die Nießbrauchsberechtig-

ten der Grundstücke des Jagdbezirks der 

Jagdbehörde mindestens eine Person als 

jagdausübungsberechtigt zu benennen, die

die Voraussetzungen des § 11 Abs. 5 Satz 1 

des Bundesjagdgesetzes erfüllt.“ 

c) Absatz 2 wird gestrichen. c) unverändert

12. § 11 wird wie folgt geändert: 12. § 11 wird wie folgt geändert: 

0/a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Die Grundeigentümerinnen und Grundei-

gentümer oder an deren Stelle die Nieß-

brauchsberechtigten können schriftlich ge-

genüber der Jagdbehörde auf die Selbstän-

digkeit ihres Eigenjagdbezirks verzichten.“ 

a) Es werden die folgenden neuen Sätze 2 und 3 

eingefügt: 

a) Es werden die folgenden neuen Sätze 2 und 3 

eingefügt:

„2Die Angliederung an einen Eigenjagdbezirk 

darf nur mit Zustimmung seiner Grundeigentü-

merin oder seines Grundeigentümers erfolgen. 
3Wird die Fläche nicht nach den Sätzen 1 

und 2 Bestandteil eines anderen Jagdbezirks, 

so bleibt der Eigenjagdbezirk selbstständig.“ 

„2Die Jagdbehörde kann den Eigenjagdbe-

zirk nach Satz 1 durch Verfügung anderen 

Jagdbezirken angliedern; die Angliederung 

an einen anderen Eigenjagdbezirk darf nur mit 

Zustimmung seiner Grundeigentümerin oder 
seines Grundeigentümers erfolgen. 3Erfolgt

keine Angliederung, so wird der Eigenjagd-

bezirk Bestandteil des gemeinschaftlichen 

Jagdbezirks oder bleibt, sofern ein solcher 

nicht vorhanden ist, selbständig.“ 

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 4 

und 5. 

b) unverändert

c) Im neuen Satz 4 wird das Wort „Jagdpacht“ 

durch die Worte „Verpachtung des Jagdaus-

übungsrechts an dieser Fläche“ ersetzt. 

c) unverändert
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13. Nach § 11 wird der folgende § 11 a eingefügt: 13. wird (hier) gestrichen (Absatz 1 teilweise in § 42 

Abs. 3 enthalten)

„§ 11 a 

Jagdgehege 

(1) 1Jagdgehege müssen die Voraussetzun-

gen für einen mindestens 250 Hektar großen Eigen-

jagdbezirk erfüllen. ²Die Jagdbehörde soll die Ge-

nehmigung mit einer Übergangsfrist von drei Jahren 

widerrufen, wenn diese Voraussetzung nicht mehr 

erfüllt wird. 3Auf Jagdgehege finden die Vorschriften 

dieses Gesetzes Anwendung. 

(2) Die Einrichtung neuer Jagdgehege ist ver-

boten.“ 

14. § 12 wird wie folgt geändert: 14. unverändert

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „zusammen-

hängende“ durch das Wort „bejagbare“ ersetzt 

und nach dem Wort „Hektar“ werden die Worte 

„im Zusammenhang“ eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird nach dem Wort „Flä-

chen“ das Wort „vorrangig“ eingefügt und die 

Worte „oder, wenn dies nicht möglich ist, ei-

nem oder mehreren der anliegenden Eigen-

jagdbezirke in derselben Gemeinde oder ei-

nem anliegenden gemeinschaftlichen Jagdbe-

zirk einer anderen Gemeinde“ werden gestri-

chen. 

15. § 13 wird wie folgt geändert: 15. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. sich die Jagdgenossenschaft sowohl mit 

der Zweidrittelmehrheit der anwesenden 

oder vertretenen Mitglieder als auch der 

Zweidrittelmehrheit der bei der Be-

schlussfassung vertretenen Grundfläche 

für die Teilung ausspricht und“. 

„1. sich die Jagdgenossenschaft abwei-

chend von § 9 Abs. 3 des Bundesjagd-

gesetzes sowohl mit der Zweidrittel-

mehrheit der anwesenden oder vertrete-

nen Mitglieder als auch der Zweidrittel-

mehrheit der bei der Beschlussfassung 

vertretenen Grundfläche für die Teilung 

ausspricht und“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und 

wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und 

wie folgt geändert: 

Nach dem Wort „Mit“ wird das Wort 

„Rechtskraft“ eingefügt. 

Das ____ Wort „Teilung“ wird durch die

Worte „Bestandskraft der Teilungsver-

fügung“ ersetzt. 
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bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: 

„2Die Jagdgenossenschaften der ver-

selbstständigten Jagdbezirke sind 

Rechtsnachfolger.“ 

„2Die Jagdgenossenschaften der ver-
selbständigten Jagdbezirke sind für die 

für ihre jeweiligen Flächen bestehen-

den Rechte und Verbindlichkeiten 

Rechtsnachfolger der nach Satz 1 erlo-

schenen Jagdgenossenschaft.“ 

16. § 14 wird wie folgt geändert: 16. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden die Worte „und Zusam-

menlegung von gemeinschaftlichen Jagdbezir-

ken“ angefügt. 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„____ Zusammenlegung von ____ Jagdbezir-

ken; Jagdbezirke bei Gebietsänderungen 

von Gemeinden“.

a/1) Es wird der folgende neue Absatz 1 einge-

fügt: 

„(1) 1Die Jagdbehörde kann zusammen-

hängende gemeinschaftliche Jagdbezirke mit 

Zustimmung der betroffenen Jagdgenossen-
schaften ____ zusammenlegen; für den Be-

schluss über die Erteilung der Zustimmung 

gilt die in § 13 Abs. 1 Nr. 1 genannte Mehr-

heit entsprechend. 2Mit Bestandskraft der 

Verfügung über die Zusammenlegung hö-

ren die Jagdgenossenschaften der zusam-

mengelegten Jagdbezirke auf zu bestehen. 
3Die Jagdgenossenschaft des neuen ge-

meinschaftlichen Jagdbezirks ist Rechts-

nachfolgerin der nach Satz 2 erloschenen 

Jagdgenossenschaften.“

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 2 und er-

hält folgende Fassung:

„(2) 1Bei einer Vereinigung oder Neu-

bildung von Gemeinden bleiben die bishe-

rigen gemeinschaftlichen Jagdbezirke be-

stehen. 2Sprechen sich die beteiligten 

Jagdgenossenschaften jeweils mit der in 

§ 13 Abs. 1 Nr. 1 genannten Mehrheit für die 

Zusammenlegung der bisherigen gemein-

schaftlichen Jagdbezirke aus, so hat die 

Jagbehörde die bisherigen gemeinschaftli-

chen Jagdbezirke zusammenzulegen; Ab-

satz 1 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend.“ 

c) Es werden die folgenden Absätze 2 und 3 an-

gefügt: 

c) Es wird der folgende_ Absatz ____ 3 ange-

fügt: 

„(2) Die Jagdbehörde kann zusammen-

hängende gemeinschaftliche Jagdbezirke mit 

__________ (jetzt in Buchstabe a/1 - 

neuer Absatz 1 - enthalten)
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Zustimmung der betroffenen Jagdgenossen-

schaften gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 zusammen-

legen. 

(3) Der Zusammenschluss nach § 8 

Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes erfolgt durch 

Allgemeinverfügung.“ 

„(3) Die Zusammenlegung nach § 8 

Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes erfolgt durch 

Allgemeinverfügung.“ 

17. § 15 wird gestrichen. 17. unverändert

18. Der bisherige § 16 wird § 15 und erhält folgende 

Fassung: 

18. Der bisherige § 16 wird § 15 und erhält folgende 

Fassung: 

„§ 15 „§ 15 

Jagdgenossenschaft Jagdgenossenschaft 

(1) 1Die Jagdgenossenschaft ist eine Körper-

schaft des öffentlichen Rechts. 2Sie untersteht der 

Rechtsaufsicht der Jagdbehörde. 3§ 172 Abs. 1 und 

die §§ 173 bis 175 des Niedersächsischen Kommu-

nalverfassungsgesetzes (NKomVG) über die Durch-

führung der Aufsicht gelten entsprechend. 4Die 

§§ 111 und 105 Abs. 1 der Niedersächsischen Lan-

deshaushaltsordnung finden keine Anwendung. 
5Gemeindevorstand im Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 3 

des Bundesjagdgesetzes ist die Hauptverwaltungs-

beamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte. 6Diese 

oder dieser kann eine Person der Gemeindeverwal-

tung mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe beauf-

tragen. 7Die Sachkosten der Geschäftsführung trägt 

die Jagdgenossenschaft. 8Dasselbe gilt für notwen-

dige Personalkosten, wenn die Wahrnehmung der 

Aufgabe im Zusammenhang ein Jahr überschreitet. 

(1) 1Die Jagdgenossenschaft (§ 9 des Bun-

desjagdgesetzes) ist eine Körperschaft des öffent-

lichen Rechts. 2Sie untersteht der Rechtsaufsicht 

der Jagdbehörde. 3§ 172 Abs. 1 und die §§ 173 

bis 175 des Niedersächsischen Kommunalverfas-

sungsgesetzes (NKomVG) über die Durchführung 

der Aufsicht gelten entsprechend. 4Die §§ 111 

und 105 Abs. 1 der Niedersächsischen Landes-

haushaltsordnung finden keine Anwendung. 5Ge-

meindevorstand im Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 3 des 

Bundesjagdgesetzes ist die Hauptverwaltungsbe-

amtin oder der Hauptverwaltungsbeamte. 6Diese  

oder dieser kann eine Person der Gemeindeverwal-

tung mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe beauf-

tragen. 7Die Sachkosten der Geschäftsführung 
nach Satz 5 oder 6 trägt die Jagdgenossenschaft. 
8Dasselbe gilt für notwendige Personalkosten, wenn 

die Wahrnehmung der Aufgabe im Zusammenhang 

ein Jahr überschreitet. 

(2) 1Die Jagdgenossenschaft regelt ihre Ver-

hältnisse durch Satzung. 2Die oberste Jagdbehörde 

gibt eine Mustersatzung bekannt. 3Entspricht die 

Satzung dem Muster, so ist sie der Jagdbehörde le-

diglich anzuzeigen; andernfalls bedarf sie der Ge-

nehmigung der Jagdbehörde. 4Bei einer Änderung 

der Mustersatzung sollen die Satzungen angepasst 

werden; Satz 3 gilt entsprechend. 

(2) 1Die Jagdgenossenschaft regelt ihre Ver-
hältnisse durch Satzung, die der Jagdbehörde vor-

zulegen ist. 2Die oberste Jagdbehörde gibt eine 

Mustersatzung bekannt. 3Eine Satzung, die von 

der Mustersatzung abweicht, __________ bedarf 

der Genehmigung der Jagdbehörde. 4Wird die Mus-

tersatzung geändert, so entscheidet die Jagdge-

nossenschaft über eine Anpassung ihrer Sat-

zung und legt diese der Jagdbehörde erneut vor;

Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Die Jagdgenossenschaft hat ein Jagdka-

taster zu führen. 

(3) 1Die Jagdgenossenschaft hat ein Jagdka-

taster zu führen. 2In das Jagdkataster werden die 

Jagdgenossen mit ihrem Namen und der Größe 

und Bezeichnung der Grundstücke, mit denen 

sie Mitglied sind, aufgenommen. 
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(4) Nutzt die Jagdgenossenschaft die Jagd 

nicht nach § 10 Abs. 1 oder 2 des Bundesjagdgeset-

zes, so gilt § 10 Satz 1 dieses Gesetzes entspre-

chend. 

(4) 1Nutzt die Jagdgenossenschaft die Jagd 

nicht nach § 10 Abs. 1 oder 2 Satz 1 des Bundes-

jagdgesetzes, so gilt § 10 Satz 1 dieses Gesetzes 
entsprechend. 2§ 10 Abs. 2 Satz 2 des Bundes-

jagdgesetzes findet keine Anwendung.

(5) 1Die Jagdgenossenschaft kann für Zwecke 

der Aufgabenerfüllung in einem dafür erforderlichen 

Umfang Rücklagen bilden. 2Sie erhebt Ansprüche 

gegen ihre Mitglieder aufgrund von Umlagen wie 

Gemeindeabgaben. 3Die Gemeinden leisten den 

Jagdgenossenschaften Vollstreckungshilfe. 

(5) 1Die Jagdgenossenschaft kann zur De-

ckung der Ausgaben für die Erfüllung ihrer Auf-

gaben in einem dafür erforderlichen Umfang Rück-

lagen bilden. 1/1Rücklagen werden bei der Be-

rechnung des Reinertrages nach § 10 Abs. 3 des 

Bundesjagdgesetzes in Abzug gebracht. 2Zur 

Deckung der Ansprüche auf Wildschadensersatz 

nach § 29 Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes und 

zur Deckung der Ausgaben für die Erfüllung ih-

rer weiteren Aufgaben kann die Jagdgenossen-

schaft von ihren Mitgliedern aufgrund einer Sat-

zung auch eine Umlage erheben. 3Die zur Voll-

streckung befugten Gemeinden leisten den Jagd-

genossenschaften Vollstreckungshilfe. 

(6) Die vertragliche Abtrennung von Flächen 

bedarf der Zustimmung der betroffenen Grundei-

gentümerinnen oder Grundeigentümer. 

(6) wird (hier) gestrichen (jetzt in § 7 Abs. 3 

enthalten)

(7) 1Ein Mitglied einer Jagdgenossenschaft, 

das die Ausübung der Jagd von der Jagdgenossen-

schaft pachten möchte, oder seine Vertretung ist be-

rechtigt, in der Versammlung der Jagdgenossen-

schaft an den Abstimmungen über die Vergabe der 

Jagdpacht und über die Verlängerung eines 

Jagdpachtvertrages teilzunehmen. 2Als Vorstands-

mitglied darf ein Mitglied der Jagdgenossenschaft 

nicht an Verträgen mit sich selbst mitwirken. 

(7) unverändert

(8) 1Die Vollmacht zur Vertretung eines Mit-

glieds einer Jagdgenossenschaft in der Versamm-

lung der Mitglieder einer Jagdgenossenschaft be-

darf der Schriftform. 2Die Unterschrift der oder des 

Bevollmächtigenden muss durch eine Behörde oder 

eine Notarin oder einen Notar beglaubigt sein, so-

fern nicht eine juristische Person eine ihr angehö-

rende Person bevollmächtigt. 3Miteigentümerinnen 

und Miteigentümer, die weder anwesend noch ver-

treten sind, gelten im Zweifel durch die Anwesenden 

als vertreten. 4Nach einem Eigentumsübergang von 

Flächen eines gemeinschaftlichen Jagdbezirks gel-

ten die ehemaligen Berechtigten für diese Flächen 

gegenüber der Jagdgenossenschaft im Zweifel so-

lange als berechtigt, bis ein Dritter den Nachweis 

seines Eigentums an dieser Fläche erbringt.“ 

(8) 1Die Vollmacht zur Vertretung eines Mit-

glieds einer Jagdgenossenschaft in der Versamm-

lung der Mitglieder einer Jagdgenossenschaft be-

darf der Schriftform. 2Die Unterschrift der oder des 

Bevollmächtigenden muss durch eine Behörde oder 

eine Notarin oder einen Notar beglaubigt sein, so-

fern nicht eine juristische Person eine ihr angehö-

rende Person bevollmächtigt. 3Miteigentümerinnen 
und Miteigentümer können ihr Stimmrecht nur 

einheitlich ausüben; anwesende_ Miteigentüme-

rinnen und Miteigentümer gelten dabei

__________ als berechtigt, abwesende und nicht

vertretene Miteigentümerinnen und Miteigentü-

mer zu vertreten. 4Nach einem Eigentumsübergang 

von Flächen eines gemeinschaftlichen Jagdbezirks 

gelten die ehemaligen Berechtigten für diese Flä-

chen gegenüber der Jagdgenossenschaft im Zwei-

fel solange als berechtigt, bis ein Dritter den Nach-

weis seines Eigentums an dieser Fläche erbringt.“ 
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19. Es wird der folgende neue § 16 eingefügt: 19. Es wird der folgende neue § 16 eingefügt: 

„§ 16 „§ 16 

Auszahlung des Reinertrages Auszahlung des Reinertrages 

Ansprüche auf Auszahlung des Reinertrages 

erlöschen zum Ende des dritten auf die Entstehung 

des Anspruchs folgenden Jahres.“ 

Ansprüche auf Auszahlung des Reinertrages,

die rechtzeitig geltend gemacht worden sind, er-

löschen mit Ende des dritten auf die Entstehung des 

Anspruchs folgenden Jahres.“ 

20. § 17 erhält folgende Fassung: 20. § 17 erhält folgende Fassung: 

„§ 17 „§ 17 

Hegegemeinschaft Hegegemeinschaft 

(1) 1Hegegemeinschaften können sich zum 

Zweck der Hege des Wildes als privatrechtliche Zu-

sammenschlüsse bilden. 2Hegegemeinschaften, die 

ihren Abschuss in einem gemeinsamen Abschuss-

plan regeln, müssen anerkannt sein. 

(1) 1Hegegemeinschaften (§ 10 a Abs. 1 des 

Bundesjagdgesetzes) können auch zum Zweck 

der Hege einzelner Wildarten __________ gebil-

det werden. 2Hegegemeinschaften, die von der 

Jagdbehörde anerkannt worden sind, können ih-

ren Abschuss in einem gemeinsamen Abschussplan 
regeln. 3Ein gemeinsamer Abschussplan ist vorzu-

legen, soweit sich die anerkannte Hegegemein-

schaft auf die einheitliche Bewirtschaftung der 

Jagd auf Rot-, Dam-, Reh- oder Muffelwild bezieht. 
4Für gemeinsame Abschusspläne gilt § 25 Abs. 1 

Sätze 1 bis 3, Abs. 1/1, 6/1 Satz 3 sowie Abs. 7 

Satz 1/1 entsprechend. 

(2) 1Eine Hegegemeinschaft darf durch die 

Jagdbehörde nur anerkannt werden, wenn 

(2) 1Eine Hegegemeinschaft darf __________ 

nur anerkannt werden, wenn 

1. die einheitliche Bewirtschaftung der Jagd für 

mindestens eine bestimmte Wildart im Gebiet 

der Hegegemeinschaft biologisch und jagd-

wirtschaftlich zweckmäßig ist und 

1. unverändert

2. die Hegegemeinschaft eine Satzung erlassen 

hat, nach der 

2. unverändert

a) die Gewähr für eine ausreichende Dauer 

des Zusammenschlusses besteht und 

ein Austritt oder eine Kündigung der Mit-

gliedschaft nur zum Ende eines Jagdjah-

res zulässig ist, 

b) das Verfahren für die Aufstellung eines 

gemeinsamen Abschussplanes geregelt 

ist und 

c) Maßnahmen getroffen werden können, 

um die Erfüllung des Abschussplans zu 

erzwingen. 
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2Die Anerkennung kann widerrufen werden, wenn 

eine der genannten Voraussetzungen entfällt oder 

der Abschussplan für weibliches Schalenwild trotz 

Abmahnung durch die Jagdbehörde nicht erfüllt 

wird. 

2Die Anerkennung kann auch widerrufen werden, 

wenn __________ der Abschussplan für weibliches 
Schalenwild trotz Fristsetzung durch die Jagdbe-

hörde unter Hinweis auf die Möglichkeit eines 

Widerrufs nicht erfüllt wird. 

(3) 1Soweit sich die anerkannte Hegegemein-

schaft auf Rot-, Dam-, Reh- oder Muffelwild bezieht, 

ist ein gemeinsamer Abschussplan der Jagdbe-

hörde vorzulegen. 2§ 25 Abs. 1 bis 4 gilt entspre-

chend.“ 

(3) wird (hier) gestrichen (jetzt in Absatz 1 

Sätze 3 und 4)

21. § 18 wird wie folgt geändert: 21. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und 

wie folgt geändert: 

aa) unverändert

Im einleitenden Satzteil werden nach 

dem Wort „Jagdausübungsberechtigten“ 

die Worte „oder von ihnen hierzu Bevoll-

mächtigte“ eingefügt. 

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: 

„2Wer eine Jagderlaubnis hat, darf krank 

geschossenes oder schwer krankes Wild 

auch dann erlegen, wenn es von der  

Jagderlaubnis nicht erfasst ist.“ 

„2Wer eine Jagderlaubnis hat, darf krank 

geschossenes oder schwer krankes Wild 
auch dann unverzüglich erlegen, wenn 

es von der Jagderlaubnis nicht erfasst 

ist.“ 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „ihnen“ die 

Worte „im Rahmen der Jagderlaubnis“ einge-

fügt. 

b) unverändert

22. § 22 wird wie folgt geändert: 22. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. aa) unverändert

bb) Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 

angefügt: 

bb) Es wird der folgende_ Satz ____ 3 an-

gefügt: 

„2Tagesjagdscheine werden für längs-

tens vierzehn zusammenhängende Tage 

erteilt. 3Gesellschaftsjagd im Sinne des 

§ 16 des Bundesjagdgesetzes ist eine 

Jagd, an der mehr als drei  

zusammenwirkende Schützinnen oder 

Schützen teilnehmen.“ 

„__________ 3Gesellschaftsjagd im 

Sinne des § 16 des Bundesjagdgesetzes 

ist eine Jagd, an der mehr als drei zusam-

menwirkende Schützinnen oder Schüt-

zen teilnehmen.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
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„(2) 1Die Jagdbehörde erhebt für die Er-

teilung oder Verlängerung eines Jagdscheins 

eine Gebühr. 2Diese umfasst die Gebühren für 

eine jagdrechtliche Zuverlässigkeits- oder Be-

dürfnisprüfung.“ 

„(2) 1Die Jagdbehörde erhebt für die Er-

teilung oder Verlängerung eines Jagdscheins 
eine Gebühr. 2Diese umfasst die Kosten für 

eine jagdrechtliche Zuverlässigkeits- oder Be-
dürfnisprüfung. 3Die Jagdbehörde, die den

Jagdschein erteilt, ist zuständige Stelle im 

Sinne des § 117 Abs. 2 Satz 1 des Versiche-

rungsvertragsgesetzes für die Entgegen-

nahme von Anzeigen eines Versicherers 

über Umstände, die das Nichtbestehen  

oder die Beendigung der nach § 17 Abs. 1 

Satz 4 des Bundesjagdgesetzes erforderli-

chen Jagdhaftpflichtversicherung zur 

Folge haben.“ 

c) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: c) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: 

„(3) 1Mit der Gebühr nach Absatz 2 wird 

gleichzeitig eine Jagdabgabe erhoben. 2Die 

Jagdabgabe steht dem Land zu und ist grup-

pennützig zur Förderung jagdlicher Zwecke zu 

verwenden. 3Die Verwendung erfolgt auf 

Grundlage einer im Einvernehmen mit der an-

erkannten Landesjägerschaft erstellten Rah-

menrichtlinie und die Inanspruchnahme der 

Jagdabgabe im Benehmen mit dieser. 4Die 

oberste Jagdbehörde veröffentlicht jährlich ei-

nen Bericht über die Einnahmen aus der 

Jagdabgabe und deren Verwendung.“ 

„(3) 1Mit dem Bescheid, mit dem die

Gebühr nach Absatz 2 erhoben wird, erhebt 

die Jagdbehörde zugleich eine Jagdabgabe. 
2Die Jagdabgabe steht dem Land zu und ist 

gruppennützig zur Förderung jagdlicher Zwe-
cke zu verwenden. 3Die im Sinne des Sat-

zes 2 zulässigen Zwecke werden im Einver-

nehmen mit der anerkannten Landesjäger-
schaft in einer Rahmenrichtlinie festgelegt;

die Verwendung auf Grundlage der Rahmen-

richtlinie bedarf der Herstellung des Beneh-

mens mit der anerkannten Landesjäger-

schaft. 4Die oberste Jagdbehörde veröffent-

licht jährlich einen Bericht über die Einnahmen 

aus der Jagdabgabe und deren Verwendung.“ 

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-

sätze 4 und 5. 

d) unverändert

e) Der neue Absatz 4 wird wie folgt geändert: e) unverändert

aa) In Satz 1 wird das Wort „Landesregie-

rung“ durch die Worte „oberste Jagdbe-

hörde“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 werden das Wort „Landesregie-

rung“ durch die Worte „oberste Jagdbe-

hörde“ und die Worte „hauptberufliche 

bestätigte Jagdaufseherinnen und Jagd-

aufseher“ durch die Worte „Wattenjagd-

aufseherinnen und Wattenjagdaufseher“ 

ersetzt. 

23. § 23 wird wie folgt geändert: 23. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: a) unverändert
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„3Die Durchführung der Falknerprüfung wird 

der anerkannten Landesjägerschaft übertra-

gen.“ 

b) Absatz 2 wird gestrichen. b) unverändert

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und wie 

folgt geändert: 

Nach den Worten „Berufung der“ werden 

die Worte „für die Jäger- und die Falkner-

prüfung zu bildenden“ eingefügt. 

24. § 24 wird wie folgt geändert: 24. § 24 wird wie folgt geändert: 

0/a) Es wird der folgende neue Absatz 2 einge-

fügt: 

„(2) Für eine nach diesem Gesetz zu-

lässige Jagd auf Tiere, die in Anhang IV  

oder V der Richtlinie 92/43/EWG des Rates 

vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürli-

chen Lebensräume sowie der wildlebenden 

Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), 

zuletzt geändert durch die Richtlinie 

2013/17/EU des Rates vom 13. Mai 2013 

(ABl. EU Nr. L 158 S. 193), aufgeführt sind, 

kann die Jagdbehörde zur Nutzung von 

Nachtsicht- und Nachtzieltechnik unter Be-

achtung des Artikels 16 Abs. 1 der Richtli-

nie 92/43/EWG im Einzelfall Ausnahmen 

von dem Verbot des § 19 Abs. 1 Nr. 5 

Buchst. a des Bundesjagdgesetzes zulas-

sen; im Übrigen ist es abweichend von § 19 

Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a des Bundesjagdgeset-
zes erlaubt, bei der Jagd auf Schwarzwild, auf

Raubwild sowie auf sonstiges Wild gemäß 

§ 5 Satz 1 Nrn. 1 bis 4 Nachtsicht- und Nacht-

zieltechnik zu nutzen, soweit sie nach § 40 

Abs. 3 Satz 4 des Waffengesetzes (WaffG) zu-
lässig ist.“

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: a) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie 

folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Worte „in den Ver-

kehr gebracht und“ gestrichen. 

aa) unverändert

bb) Es werden die folgenden Sätze 3 bis 6 

angefügt: 

bb) Es werden die folgenden Sätze 3 bis 6 

angefügt: 

„3Die oberste Jagdbehörde kann in einer 

Verordnung den Umfang des Lehrgangs, 

notwendige Kenntnisse sowie zugelas-

„3Die oberste Jagdbehörde wird er-

mächtigt, in einer Verordnung den Um-

fang des Lehrgangs und die zu vermit-
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sene Fanggeräte festlegen. 4Der unbeab-

sichtigte Beifang von Tieren im Rahmen 

eines zulässigen Fallenfangs gilt als er-

laubt. 5Aus Lebendfangfallen ist dieser 

Beifang unverzüglich in die Freiheit zu 

entlassen. 6Die Verordnung (EU) 

Nr. 1143/2014 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 22. Oktober 

2014 über die Prävention und das Ma-

nagement der Einbringung und Ausbrei-

tung invasiver gebietsfremder Arten (ABl. 

EU Nr. L 317 S. 35), geändert durch die 

Verordnung (EU) 2016/2031 des Europä-

ischen Parlaments und des Rates vom 

26. Oktober 2016 (ABl. EU Nr. L 317 S. 4) 

sowie Aneignungsrechte, Besitz- und 

Vermarktungsverbote bleiben unberührt.“ 

telnden notwendigen Kenntnisse festzu-

legen, Lebendfangfallen zuzulassen

sowie das Nähere zur Zulassung der 

Fanggeräte nach Satz 2 zu regeln. 4Der 

unbeabsichtigte Beifang von Tieren im 

Rahmen eines zulässigen Fallenfangs 

gilt als erlaubt. 5Aus Lebendfangfallen ist 

dieser Beifang unverzüglich in die Frei-
heit zu entlassen, soweit sich aus der

Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates 

vom 22. Oktober 2014 über die  

Prävention und das Management der 

Einbringung und Ausbreitung invasiver 

gebietsfremder Arten (ABl. EU Nr. L 317 

S. 35), geändert durch die Verordnung 

(EU) 2016/2031 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 26. Oktober 
2016 (ABl. EU Nr. L 317 S. 4), sowie aus 

bestehenden Aneignungsrechten sowie

Besitz- und Vermarktungsverboten nicht 

etwas Abweichendes ergibt.
6__________ (jetzt in Satz 5 enthalten)“

a/1) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

b) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt: b) wird (hier) gestrichen (jetzt in Buchstabe 0/a 

als neuer Absatz 2 enthalten)

„(4) Abweichend von § 19 Abs. 1 Nr. 5 

Buchst. a des Bundesjagdgesetzes ist es er-

laubt, bei der Jagd auf Schwarzwild, Raubwild 

sowie Wild gemäß § 5 Nrn. 1 bis 5 Nachtsicht- 

und Nachtzieltechnik zu nutzen, soweit sie 

nach § 40 Abs. 3 Satz 4 des Waffengesetzes 

(WaffG) zulässig ist.“ 

b/1) Es wird der folgende neue Absatz 5 einge-

fügt: 

„(5) 1Bei einer Gesellschaftsjagd im 

Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 3 hat jede Teilneh-

merin und jeder Teilnehmer, die oder der die 

Jagd ausüben will, einen Schießübungs-

nachweis, der nicht älter als ein Jahr ist, mit 

sich zu führen und der Jagdleiterin oder dem 

Jagdleiter auf Verlangen vorzuzeigen; das 

nachgewiesene Übungsschießen muss mit 

der gleichen Art von Munition durchgeführt 

worden sein, die während der jeweiligen Ge-

sellschaftsjagd verwendet wird. 2Die oberste 

Jagdbehörde wird ermächtigt, in einer Ver-

ordnung den Umfang und Inhalt der erfor-

derlichen Schießübung, die Gestaltung des 
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schriftlichen Nachweises sowie Anforderun-

gen an Übungsstätten, in denen der Nach-

weis erbracht werden kann, festzulegen und 

die Anerkennung von Schießnachweisen 

anderer Bundesländer zu regeln.“

c) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden Ab-

sätze 5 bis 8. 

c) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden Ab-
sätze 6 bis 9. 

c/1) Im neuen Absatz 6 Nrn. 1 und 2 wird jeweils 

die Angabe „Absätze 1 und 2 Satz 2“ durch 

die Angabe „Absätze 1 und 3 Satz 2“ er-

setzt. 

c/2) Im neuen Absatz 7 Nrn. 1 und 2 wird jeweils 

die Angabe „Absätze 1 und 2 Satz 2“ durch 

die Angabe „Absätze 1 und 3 Satz 2“ er-

setzt.

d) Im neuen Absatz 7 werden nach dem Wort 

„Lähmungsmitteln“ die Worte „für Forschungs-

zwecke oder“ eingefügt. 

d) wird gestrichen

25. § 25 erhält folgende Fassung: 25. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§ 25 „§ 25 

Abschussplan Abschussplan und Streckenliste

(1) 1In dem Abschussplan nach § 21 Abs. 2 

Satz 1 des Bundesjagdgesetzes ist anzugeben, 

(1) 1In dem Abschussplan nach § 21 Abs. 2 

Satz 1 des Bundesjagdgesetzes ist anzugeben, 

1. bei Rehwild, wie viele Tiere und welchen Ge-

schlechts, 

1. bei Rehwild, wie viele Tiere ____ welchen Ge-
schlechts und

2. bei den übrigen Schalenwildarten (Ausnahme 

Schwarzwild), von welchen Wildarten wie viele 

Tiere und welchen Geschlechts, unterschie-

den nach Altersklassen, 

2. bei den übrigen Schalenwildarten mit Aus-

nahme von Schwarzwild, von welchen Wildar-

ten wie viele Tiere ____ welchen Geschlechts, 

unterschieden nach Altersklassen, 

im Jagdbezirk in den nächsten drei Jagdjahren er-

legt werden sollen. 2Die Abschüsse sind etwa gleich-

mäßig auf die einzelnen Jahre zu verteilen. 3Beim 

Aufstellen der Abschussregelung sind der Zustand 

der Vegetation, insbesondere die Verbiss- und 

Schälschadenssituation im Jagdbezirk sowie die 

Abschussergebnisse und das Fallwild der letzten 

fünf Jagdjahre zu berücksichtigen. 4Der Abschuss-

plan ist digital in einem von der obersten Jagdbe-

hörde vorgegebenen Programm der Jagdbehörde 

bis spätestens 15. Februar eines jeden dritten Jah-

res zu übermitteln. 5Die Jagdbehörde kann auch 

nachträglich Zwischenziele für die Erfüllung festset-

zen. 

im Jagdbezirk in den nächsten drei Jagdjahren er-
legt werden sollen. 2Die im Abschussplan insge-

samt vorgesehenen Abschüsse sind möglichst

gleichmäßig auf die einzelnen Jagdjahre zu vertei-

len. 3Beim Aufstellen des Abschussplans sind der 

Zustand der Vegetation, insbesondere die Verbiss- 
und Schälschadenssituation im Jagdbezirk sowie,

bezogen auf die letzten fünf Jagdjahre, die Ab-

schussergebnisse und das Wild, das auf sonstige 

Weise verendet ist (Fallwild), zu berücksichtigen. 
4 und 5__________ (Satz 4 jetzt in Absatz 1/1 Satz 2; 

Satz 5 jetzt in Absatz 6/1 Satz 3) 6Abweichend von 

§ 21 Abs. 2 Satz 1 des Bundesjagdgesetzes dürfen 
ohne Abschussplan von den Schalenwildarten 

nach Satz 1 Nr. 2 jährlich je Wildart bis zu zwei 
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Stück weibliches Wild oder männliche_ Kälber oder 

Lämmer erlegt werden.

(1/1) 1In Eigenjagdbezirken sind die Ab-

schusspläne durch die Jagdausübungsberechtigten 

aufzustellen, in verpachteten Eigenjagdbezirken im 

Einvernehmen mit der Verpächterin oder dem Ver-
pächter__________. 2Der Abschussplan ist der 

Jagdbehörde unter Verwendung eines von der 

obersten Jagdbehörde bestimmten, elektroni-

schen Formulars ____ spätestens am 15. Februar 

eines jeden dritten Jahres zu übermitteln.  

(2) 1In einem Abschussplan für das übrige 

Schalenwild außer Rehwild kann bestimmt werden, 

dass ein Abschuss in einem anderen Jagdbezirk auf 

die Abschusserfüllung angerechnet wird (Gruppen-

abschussplan). 2Abweichend von § 21 Abs. 2 Satz 1 

des Bundesjagdgesetzes dürfen bei diesem Scha-

lenwild jährlich jeweils bis zu zwei Stück weibliches 

Wild einschließlich der männlichen Kälber oder 

Lämmer ohne Abschussplan erlegt werden.

(2) __________ (Satz 1 jetzt in Absatz 6/1 

Satz 1; Satz 2 jetzt in Absatz 1 Satz 6)

(3) 1Ein Abschussplan für Rehwild darf um bis 

zu 30 Prozent überschritten werden. 2Die Jagdbe-

hörde kann auf die Bestätigung eines Abschuss-

plans für Rehwild verzichten für 

(3) __________ (Satz 1 jetzt in Absatz 7 

Satz 1/1; Satz 2 jetzt in Absatz 6 Satz 1/2)

1. nicht verpachtete Eigenjagdbezirke und 

2. verpachtete Jagdbezirke, wenn sich die Ver-

tragsparteien über den Abschuss von Rehwild 

verständigt haben. 

(4) In Eigenjagdbezirken ist der Abschussplan 

durch die Jagdausübungsberechtigten aufzustellen, 

in verpachteten Eigenjagdbezirken im Einverneh-

men mit der Verpächterin oder dem Verpächter, und 

nach Absatz 1 Satz 4 zu übermitteln. 

(4) __________ (jetzt teilweise in Absatz 1/1 

Satz 1; letzter Satzteil entbehrlich)

(5) Liegt der Jagdbehörde bis zu dem vorge-

schriebenen Termin kein ordnungsgemäßer Ab-

schussplan, der nach Absatz 1 Satz 4 übermittelt 

wurde, vor oder fehlt ein gesetzlich vorgeschriebe-

nes Einvernehmen, so setzt die Jagdbehörde den 

Abschussplan für den Jagdbezirk fest. 

(5) __________ (jetzt in Absatz 6 Satz 1/1)

(6) 1Die Jagdbehörde entscheidet über den 

Abschussplan im Einvernehmen mit dem Jagdbeirat 

(§ 39). 2Entscheidungen, die Eigenjagdbezirke be-

treffen, die von der Anstalt Niedersächsische Lan-

desforsten oder Forstbehörden des Bundes jagdlich 

verwaltet werden oder von diesen verpachtet sind, 

müssen die Erfüllung deren Aufgaben berücksichti-

gen. 3In Eigenjagdbezirken des Bundes, die durch 

(6) 1Die Jagdbehörde entscheidet im Einver-
nehmen mit dem Jagdbeirat (§ 39) durch Bestäti-

gung oder Festsetzung des Abschussplans. 
1/1Eine Festsetzung erfolgt, wenn der Jagdbe-

hörde ein Abschussplan nicht frist- oder formge-

recht_ übermittelt wurde, die Abschüsse  

abweichend von dem übermittelten Abschuss-

plan geregelt werden sollen_ __________ oder 
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Forstbehörden des Bundes jagdlich verwaltet wer-

den, kann die Jagdbehörde darauf verzichten, sich 

von diesen Bundesbehörden Abschusspläne vorle-

gen zu lassen und diese zu bestätigen. 

das nach Absatz 1/1 Satz 1 erforderliche Einver-

nehmen nicht erteilt worden ist. 1/2Auf die Bestäti-

gung eines für Rehwild übermittelten Abschuss-

plans für nicht verpachtete Eigenjagdbezirke kann 
die Jagdbehörde abweichend von Satz 1 sowie 

von § 21 Abs. 2 Satz 1 des Bundesjagdgesetzes 

verzichten; das Gleiche gilt für verpachtete Jagd-

bezirke, wenn sich die Vertragsparteien über den 

Abschuss von Rehwild verständigt haben. 
2__________ (jetzt in Absatz 6/1 Satz 2) 3In Eigen-

jagdbezirken des Bundes, die durch Forstbehörden 

des Bundes jagdlich verwaltet werden, kann die 
Jagdbehörde zudem abweichend von Satz 1 so-

wie von § 21 Abs. 2 Satz 1 des Bundesjagdgeset-

zes darauf verzichten, sich von diesen Bundesbe-

hörden Abschusspläne übermitteln zu lassen und

über diese zu entscheiden. 

(6/1) 1Die Jagdbehörde kann Abschuss-

pläne nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 auch als _Grup-

penabschusspläne_ festsetzen; dabei legt sie 

fest, dass die Abschüsse eines anderen Jagdbe-

zirks auf die Abschusserfüllung angerechnet wer-

den. 2Bei Entscheidungen über Abschusspläne

für Eigenjagdbezirke ____, die von der Anstalt Nie-

dersächsische Landesforsten oder Forstbehörden 

des Bundes jagdlich verwaltet werden oder von die-
sen verpachtet worden sind, sind die gesetzlichen 

Aufgaben der Anstalt oder der Forstbehörden 

des Bundes zu berücksichtigen. 3Die Jagdbehörde 

kann, auch nachträglich, Zwischenziele für die Erfül-

lung eines Abschussplans festsetzen. 

(7) 1Auf den Abschussplan ist vorbehaltlich des 

§ 27 Abs. 4 Satz 2 dieses Gesetzes alles Schalen-

wild anzurechnen, das im Jagdbezirk 

(7) 0/1Die Jagdbehörde kann die zur Erfül-

lung eines Abschussplans oder eines festge-

setzten Zwischenziels erforderlichen Anordnun-

gen treffen. 0/2Werden diese nicht innerhalb ei-

ner dafür von der Jagdbehörde bestimmten, an-

gemessenen Frist erfüllt, so kann die Jagdbe-

hörde die zur Erfüllung des Abschussplans und 

der festgesetzten Zwischenziele erforderlichen 

Maßnahmen auf Kosten der Jagdausübungsbe-

rechtigten selbst treffen. 1Auf einen Abschuss-

plan ist vorbehaltlich des § 27 Abs. 5 Satz 3

__________ alles Schalenwild anzurechnen, das im 

Jagdbezirk 

1. erlegt wurde oder 1. unverändert 

2. auf sonstige Weise verendet ist (Fallwild). 2. __________ als _Fallwild_ aufgefunden 

wird. 

2Die Jagdausübungsberechtigten haben für ihren 

Jagdbezirk digital in einem von der obersten Jagd-

behörde vorgegebenen Programm für alle Wildarten 

1/1Ein Abschussplan für Rehwild darf um bis zu 

30 Prozent überschritten werden. 2Die Jagdaus-

übungsberechtigten haben für ihren Jagdbezirk  
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eine stets aktuelle Liste über das erlegte Wild und 

das Fallwild (Streckenliste) zu führen und diese der 

Jagdbehörde bis zum 15. Februar eines jeden Jah-

res zu übermitteln. 3Die Jagdbehörde kann die 

Übermittlung der Streckenliste auch zu früheren 

Terminen anordnen. 4Das nach Abschluss der Liste 

bis zum Ende des Jagdjahres nicht berücksichtigte 

Wild ist in die Streckenliste des folgenden Jagdjah-

res zu übernehmen und das Schalenwild auf den 

Abschussplan des folgenden Jagdjahres anzurech-

nen. 

unter Verwendung eines von der obersten Jagd-

behörde bestimmten elektronischen Formulars

für alle Wildarten eine fortlaufend zu ergänzende

_Streckenliste_ zu führen, in die das erlegte Wild 

und das Fallwild aufzunehmen sind und die der 

Jagdbehörde spätestens am 15. Februar eines je-

den Jahres zu übermitteln ist. 3Die Jagdbehörde 

kann die Übermittlung der Streckenliste auch zu 

früheren Terminen anordnen. 4Das nach Abschluss 
der Streckenliste bis zum Ende des Jagdjahres 

nicht berücksichtigte Wild ist in die Streckenliste des 

folgenden Jagdjahres zu übernehmen und das 
Schalenwild auf die für das folgende_ Jagdjahr_ im

Abschussplan vorgesehenen Abschüsse anzu-

rechnen. 

(8) 1Die Jagdbehörde kann anordnen, dass die 

Jagdausübungsberechtigten den Kopfschmuck und 

den Unterkiefer bestimmter oder aller Arten des er-

legten Schalenwildes einmal jährlich auf höchstens 

einer Hegeschau vorlegen. 2In Jagdbezirken, in de-

nen Schalenwild erhebliche Wildschäden verur-

sacht oder in denen land- oder forstwirtschaftliche 

Kulturen, insbesondere Aufforstungs- oder Waldna-

turverjüngungsflächen, durch Schalenwild beson-

ders gefährdet werden, kann die Jagdbehörde ver-

langen, das erlegte Schalenwild oder einen be-

stimmten Teil davon einer von der Jagdbehörde be-

auftragten Person vorzuzeigen.“ 

(8) 1Die Jagdbehörde kann anordnen, dass die 

Jagdausübungsberechtigten den Kopfschmuck und 

den Unterkiefer bestimmter oder aller Arten des er-
legten und in die Streckenliste aufgenommenen

Schalenwildes einmal jährlich auf höchstens einer 

Hegeschau vorlegen. 2In Jagdbezirken, in denen 

Schalenwild erhebliche Wildschäden verursacht  

oder in denen land- oder forstwirtschaftliche Kultu-

ren, insbesondere Aufforstungs- oder Waldnaturver-

jüngungsflächen, durch Schalenwild besonders ge-

fährdet werden, kann die Jagdbehörde verlangen, 

das erlegte Schalenwild oder einen bestimmten Teil 

davon einer von der Jagdbehörde beauftragten Per-

son vorzuzeigen.“ 

26. § 26 wird wie folgt geändert: 26. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 1Schonzeiten sind nur zulässig, wenn 

sie zur Erreichung öffentlicher Zwecke erfor-

derlich sind. 2Die oberste Jagdbehörde wird er-

mächtigt, durch Verordnung 

„(1) 1__________ 2Die oberste Jagdbe-

hörde wird ermächtigt, durch Verordnung 

1. unter Berücksichtigung des Satzes 1, ins-

besondere der Erfordernisse des Natur-, 

Arten- und Tierschutzes, die Jagdzeiten 

für Wild, auch abweichend vom Bundes-

recht, zu bestimmen und dabei für Vogel-

schutzgebiete unter Berücksichtigung 

des Schutzzwecks dieser Gebiete beson-

dere Jagdzeiten für die Jagd auf Wasser-

federwild zu bestimmen, 

1. unter Berücksichtigung __________ ins-

besondere der Erfordernisse des Natur-, 

Arten- und Tierschutzes_ die Jagdzeiten 

für Wild, auch abweichend vom Bundes-

recht, zu bestimmen und dabei für Vogel-

schutzgebiete unter Berücksichtigung 

des Schutzzwecks dieser Gebiete beson-

dere Jagdzeiten für die Jagd auf Wasser-

federwild zu bestimmen, 

2. die wildartenspezifischen Setz- und Brut-

zeiten (§ 22 Abs. 4 des Bundesjagdge-

setzes) zu bestimmen sowie 

2. unverändert
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3. zur Wildseuchenbekämpfung Jagdver-

bote auszusprechen, zur Jagd auf be-

stimmte Arten zu verpflichten sowie Aus-

nahmen von dem Jagdverbot nach § 22 

Abs. 4 Satz 1 des Bundesjagdgesetzes 

zuzulassen, und zwar abweichend von 

§ 22 Abs. 4 Satz 2 des Bundesjagdge-

setzes auch für dort nicht genanntes 

Wild. 

3. zur Wildseuchenbekämpfung 

__________ Ausnahmen von dem Jagd-

verbot nach § 22 Abs. 4 Satz 1 des Bun-

desjagdgesetzes zuzulassen, und zwar 

abweichend von § 22 Abs. 4 Satz 2 des 

Bundesjagdgesetzes auch für dort nicht 

genanntes Wild. 

3Die Jagdbehörde kann in Vogelschutzgebie-

ten durch Verfügung gegenüber der oder dem 

Jagdausübungsberechtigten die Jagdzeiten 

für Wasserfederwild in einzelnen Jagdbezirken 

zur Erreichung des Schutzzwecks verkürzen. 
4Die Vogelschutzgebiete und ihre Abgrenzung 

ergeben sich aus den im Niedersächsischen 

Ministerialblatt bekannt gemachten Beschlüs-

sen der Landesregierung über die Erklärung 

von Gebieten zu Vogelschutzgebieten.“ 

3Die Jagdbehörde kann in Vogelschutzgebie-

ten durch Verfügung gegenüber __________ 
den Jagdausübungsberechtigten die Jagdzei-

ten für Wasserfederwild in einzelnen Jagdbe-

zirken zur Erreichung des Schutzzwecks ver-

kürzen. 4Die Vogelschutzgebiete und ihre Ab-

grenzung ergeben sich aus den im Nieder-

sächsischen Ministerialblatt bekannt gemach-

ten Beschlüssen der Landesregierung über die 

Erklärung von Gebieten zu Vogelschutzgebie-

ten.“ 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Jagdbehörde kann im Einzelfall 

gestatten, 

„(5) Die Jagdbehörde kann im Einzelfall 

gestatten, 

1. Wild in der Schonzeit 1. Wild in der Schonzeit 

a) zu wissenschaftlichen Zwecken  

oder aus Gründen der Gefahrenab-

wehr zu erlegen, 

a) zu wissenschaftlichen Zwecken  

oder aus Gründen der Gefahrenab-
wehr zu erlegen oder

b) unversehrt zu fangen, b) unverändert 

2. zu wissenschaftlichen Zwecken, für Zwe-

cke der Aufzucht oder aus Gründen des 

Artenschutzes Gelege des Federwildes 

auszunehmen oder zu zerstören, 

2. unverändert

3. zu wissenschaftlichen Zwecken oder aus 

Gründen des Jagd- oder des Artenschut-

zes Federwild mit Fallen, Netzen, Reu-

sen oder ähnlichen Einrichtungen zu fan-

gen.“ 

3. __________ aus Gründen des Jagd-  

oder des Artenschutzes Federwild mit 

Fallen, Netzen, Reusen oder ähnlichen 

Einrichtungen zu fangen.“ 

27. § 27 wird wie folgt geändert: 27. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: a) wird gestrichen

„2Die Jagdnachbarinnen oder Jagdnachbarn 

haben die Nachsuche unverzüglich selbst oder 

durch eine beauftragte Person fortzusetzen.“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
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„(2) 1Wechselt krankgeschossenes Wild 

in einen Nachbarjagdbezirk und tut es sich dort 

in Sichtweite nieder, so ist es unverzüglich 

nachzusuchen. 2Das Wild ist zu erlegen und zu 

versorgen. 3Die nachsuchende Person darf 

das Wild, außer Schalenwild, fortschaffen. 4Bei 

der Nachsuche dürfen Schusswaffen mitge-

führt werden, die erforderlich sind, um das 

kranke Wild zu erlegen. 5Die nachsuchende 

Person hat die Jagdnachbarinnen oder Jagd-

nachbarn anschließend unverzüglich zu be-

nachrichtigen. 6Fortgeschafftes Wild ist auf 

Verlangen abzuliefern.“ 

„(2) 1Wechselt krankgeschossenes Wild 

in einen Nachbarjagdbezirk und tut es sich dort 

in Sichtweite nieder, so ist es unverzüglich 

nachzusuchen. 2Das Wild ist zu erlegen und zu 

versorgen. 3Die nachsuchende Person darf 

das Wild, außer Schalenwild, fortschaffen. 4Bei 

der Nachsuche dürfen Schusswaffen mitge-

führt werden, die erforderlich sind, um das 

kranke Wild zu erlegen. 5Die nachsuchende 
Person hat eine Jagdnachbarin_ oder einen

Jagdnachbarn anschließend unverzüglich zu 

benachrichtigen. 6Fortgeschafftes Wild ist auf 

Verlangen abzuliefern.“ 

c) Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 3 a 

eingefügt: 

c) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt: 

„(3 a) 1Wird Wild im Nachbarjagdbezirk 

von überjagenden Hunden (§ 4 Abs. 4) gestellt 

und ist es krankgeschossen oder lassen sich 

die Hunde nicht abrufen, so gilt Absatz 2 

Sätze 2 bis 6 für die Hundeführerin oder den 

Hundeführer entsprechend.“ 

„(4) _Wird Wild im Nachbarjagdbezirk 

von überjagenden Hunden (§ 4 Abs. 4) gestellt 

und ist es krankgeschossen oder lassen sich 

die Hunde nicht abrufen, so gilt Absatz 2 

Sätze 2 bis 6 für die Hundeführerin oder den 

Hundeführer entsprechend.“ 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und er-

hält folgende Fassung: 

„(4) 1Kommt krankgeschossenes Wild im 

Nachbarbezirk zur Strecke, so unterliegt es 

dem Aneignungsrecht der dortigen Jagdaus-

übungsberechtigten. 2Die Trophäen stehen 

abweichend von § 1 Abs. 1 und 5 des Bundes-

jagdgesetzes den Jagdausübungsberechtig-

ten des Jagdbezirks zu, in dem das Wild krank-

geschossen worden ist, es sei denn, die Nach-

suche wurde endgültig aufgegeben. 3Das Wild 

ist abweichend von § 25 Abs. 6 auf den Ab-

schussplan des Jagdbezirks anzurechnen, in 

dem es krankgeschossen worden ist, und auch 

in die Streckenliste dieses Jagdbezirks einzu-

tragen.“ 

„(5) 1__________ 2Kommt krankge-

schossenes Wild im Nachbarbezirk zur Stre-
cke, so haben die Jagdausübungsberechtig-

ten des Jagdbezirks, in dem das Wild krankge-

schossen worden ist, abweichend von § 1 
Abs. 1 und 5 des Bundesjagdgesetzes einen 

Anspruch auf Herausgabe der Trophäen, es 

sei denn, die Nachsuche wurde endgültig auf-

gegeben. 3Das Wild ist abweichend von § 25 
Abs. 7 Satz 1 auf den Abschussplan des Jagd-

bezirks anzurechnen, in dem es krankge-

schossen worden ist, und auch in die Strecken-

liste dieses Jagdbezirks einzutragen.“ 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie 

folgt geändert: 

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Absatz 4 Satz 1 gilt entsprechend.“ „2Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

bb) Es werden die folgenden Sätze 3 und 4 

angefügt: 

bb) Es werden die folgenden Sätze 3 und 4 

angefügt: 

„3Eine Anrechnung auf einen Abschuss-

plan findet nicht statt. 4Das erlegte Stück 

„3Eine Anrechnung auf einen Abschuss-
plan findet nicht statt. 4Das erlegte Wild 
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ist in die Streckenliste des Jagdbezirks 

einzutragen, in dem das Stück verendet 

ist.“ 

ist in die Streckenliste des  
Jagdbezirks einzutragen, in dem es ver-

endet ist.“ 

e/1) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.

f) Absatz 7 erhält folgende Fassung: f) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und er-

hält folgende Fassung: 

„(7) 1Die zur Jagd befugte Person darf 

befriedete Bezirke innerhalb des Jagdbezirks 

zum Töten von krankgeschossenem Wild oder 

übergewechseltem schwerkrankem Wild be-

treten. 2Sie hat die Nutzungsberechtigten zu 

informieren; dies soll vor dem Betreten erfol-

gen, soweit nicht eine dadurch eintretende 

Zeitverzögerung zu vermeidbaren Schmerzen 

und Leiden des Wildes führt. 3Die zur Jagd be-

fugte Person darf sich das Wild aneignen, so-

fern die Grundeigentümerin oder der Grundei-

gentümer nicht unverzüglich widerspricht. 4Die 

Nachsuche gilt als befugte Jagdausübung im 

Sinne des § 13 Abs. 6 WaffG.“ 

„(8) 1Die zur Jagd befugte Person darf 

befriedete Bezirke innerhalb des Jagdbezirks 

zum Töten von krankgeschossenem Wild oder 

übergewechseltem schwerkrankem Wild be-

treten. 2Sie hat die Nutzungsberechtigten vor 
dem Betreten zu benachrichtigen, 

__________ soweit nicht eine dadurch eintre-
tende ____Verzögerung zu vermeidbaren 

Schmerzen und Leiden des Wildes führt; an-

derenfalls ist die Benachrichtigung unver-

züglich nachzuholen. 3Die zur Jagd befugte 

Person darf sich das Wild aneignen, sofern die 

Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer 
oder an deren Stelle die oder der Nieß-

brauchsberechtigte nicht unverzüglich wider-

spricht. 4Die Nachsuche gilt als befugte 

Jagdausübung im Sinne des § 13 Abs. 6 

WaffG.“ 

g) In Absatz 8 werden die Worte „von der Jagd-

behörde dazu bestätigten“ durch die Worte 

„vom Land bestellten erfolgreich geschulten“ 

ersetzt. 

g) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 und 

wie folgt geändert: 

Die Worte „von der Jagdbehörde dazu bestä-
tigten“ __________ werden gestrichen. 

28. § 28 erhält folgende Fassung: 28. § 28 erhält folgende Fassung: 

„§ 28 „§ 28 

Schweißhundführung Schweißhundführung 

1Von der Jagdbehörde oder in einem anderen 

Bundesland bestätigte Schweißhundführerinnen o-

der Schweißhundführer dürfen auch mit Begleitung 

im Auftrag einer zur Jagd befugten Person unabhän-

gig von den Voraussetzungen des § 27 Abs. 2 

Satz 1 eine Nachsuche auf Schalenwild ohne Rück-

sicht auf Jagdbezirksgrenzen durchführen. 2§ 27 

Abs. 2 Sätze 2 bis 6 und Abs. 3, 4 und 7 gilt entspre-

chend.“ 

1Von der Jagdbehörde oder in einem anderen 

Bundesland bestätigte Schweißhundführerinnen  

oder Schweißhundführer dürfen auch mit Begleitung 
__________ eine Nachsuche auf krankgeschos-

senes oder schwerkrankes Schalenwild ohne 

Rücksicht auf Jagdbezirksgrenzen durchführen. 
1/1Ihr oder ihm muss hierzu ein Auftrag von einer 

zur Jagd befugten Person __________ erteilt wor-

den sein. 2§ 27 Abs. 2 Sätze 2 und 4 bis 6 und 

Abs. ____ 5 und 8 Sätze 1 und 2 gilt entsprechend. 
3Eine Nachsuche findet nicht statt bei einem 

Wechsel in einen militärischen oder aus anderen 

wichtigen Sicherheitsgründen gesperrten Nach-

barjagdbezirk. 4Die Schweißhundführerin oder 

der Schweißhundführer soll die Jagdaus-

übungsberechtigten, deren Jagdbezirke bei der 
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Nachsuche betreten worden sind, unverzüglich 

benachrichtigen.“ 

29. Nach § 28 wird der folgende § 28 a eingefügt: 29. Nach § 28 werden die folgenden §§ 28 a und 28 b

eingefügt: 

„§ 28 a „§ 28 a 

Wildunfälle Wildunfälle 

1Wildunfälle mit Schalenwild sind von den Un-

fallbeteiligten unverzüglich einer am Unfallort zur 

Jagd befugten Person oder der Polizei anzuzeigen. 
2Am Unfallort schwerkrank verbleibendes Unfallwild 

darf von Jedermann getötet werden, wenn sie oder 

er im Besitz eines Jagdscheines ist oder über eine 

beruflich erworbene Fachkenntnis zum Töten von 

Tieren verfügt. 3Die Tötung nach Satz 2 ist einer o-

der einem der in Satz 1 Genannten unverzüglich an-

zuzeigen.“ 

1Wildunfälle mit Schalenwild sind von den Un-

fallbeteiligten unverzüglich einer am Unfallort zur 

Jagd befugten Person oder der Polizei anzuzeigen. 
2Am Unfallort schwerkrank verbleibendes Unfallwild 
darf abweichend von § 22 a Abs. 1 Halbsatz 2 des

Bundesjagdgesetzes auch von jeder Person un-

verzüglich getötet werden, ____ die ____ im Besitz 

eines Jagdscheins ist oder über ____ beruflich er-
worbene Kenntnisse und Fähigkeiten zum Töten 

von Tieren verfügt. 3Die Tötung des Unfallwildes ist 

einer __________ in Satz 1 genannten Person  

oder der Polizei unverzüglich anzuzeigen. 

§ 28 b

Sonderregelungen für den Wolf

(1) Für die Jagd auf Wölfe und Wolfshybri-

den finden die Vorschriften des Fünften Ab-

schnitts mit Ausnahme des § 24 Abs. 1 bis 3 

keine Anwendung, soweit in den folgenden Ab-

sätzen nicht ausdrücklich etwas anderes be-

stimmt ist.

(2) 1Ist die Entnahme von Wölfen aufgrund 

einer vollziehbaren Ausnahmegenehmigung 

nach § 45 Abs. 7 Sätze 1 bis 3 des Bundesnatur-

schutzgesetzes (BNatSchG), auch in Verbin-

dung mit § 45 a Abs. 2 BNatSchG, zulässig, so 

ist die Erlegung der Wölfe in der Schonzeit unter 

Einhaltung der in der Genehmigung vorgesehe-

nen räumlichen und zeitlichen Beschränkungen 

sowie der sonstigen Maßgaben gestattet. 2Für 

die Durchführung der Entnahme gilt § 45 a 

Abs. 4 BNatSchG; die Bestimmung der geeigne-

ten Personen im Sinne des § 45 a Abs. 4 Satz 1 

BNatSchG erfolgt im Einvernehmen mit der zu-

ständigen Jagdbehörde. 3§ 22 Abs. 4 des Bun-

desjagdgesetzes ist zu beachten. 

(3) 1Die Jagd auf Wolfshybriden ist nach 

Maßgabe des § 45 a Abs. 3 und 4 BNatSchG 

ganzjährig gestattet. 2Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 

und Satz 3 gilt entsprechend. 

(4) Es ist verboten, die Jagd nach Absatz 2 

oder 3 mit Büchsenpatronen unter einem Kaliber 
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von 6,5 mm auszuüben; im Kaliber 6,5 mm und 

darüber müssen die Büchsenpatronen eine 

Auftreffenergie auf 100 m (E 100) von 

mindestens 2 000 Joule erreichen.

(5) 1Es ist verboten, kranke oder verletzte 

Wölfe aufzunehmen, um sie gesundzupflegen. 
2Das Erlegen eines schwerkranken Wolfes nach 

§ 22 a Abs. 1 Halbsatz 2 des Bundesjagdgeset-

zes ist als Ausnahme nach § 45 Abs. 7 Satz 1 

Nr. 5 BNatSchG zugelassen, wenn eine Tierärz-

tin oder ein Tierarzt zuvor festgestellt hat, dass 

das Tier erhebliche Schmerzen erleidet und aus 

eigener Kraft nicht gesunden wird. 3Ist die recht-

zeitige Hinzuziehung einer Tierärztin oder eines 

Tierarztes nicht möglich, so ist es ausreichend, 

wenn eine Jagdscheininhaberin oder ein Jagd-

scheininhaber die Feststellung nach Satz 2 trifft. 
4Die Sätze 1 bis 3 gelten für Wolfshybriden ent-

sprechend.

(6) Bedarf es einer Nachsuche eines 

krankgeschossenen oder verletzten Wolfes, so 

darf die Nachsuche nur durch eine bestätigte 

Schweißhundführerin oder einen bestätigten 

Schweißhundführer erfolgen; § 28 Sätze 1, 1/1, 3 

und 4 gilt entsprechend.

(7) 1Das Erlegen eines Wolfes nach den Ab-

sätzen 2, 3 und 5 sowie das Auffinden eines Fall-

wildwolfes ist der Jagdbehörde unverzüglich an-

zuzeigen; diese benachrichtigt die von der Na-

turschutzbehörde zur Durchführung der Ent-

nahme bestimmten Personen. 2Die Inbesitz-

nahme eines erlegten Wolfes durch die Jagdaus-

übungsberechtigte oder den Jagdausübungsbe-

rechtigten zum Zweck der Übergabe an die un-

tere Naturschutzbehörde ist nach § 45 Abs. 7 

Satz 1 Nr. 5 BNatSchG zugelassen; für die Inbe-

sitznahme von Fallwildwölfen durch die 

Jagdausübungsberechtigte oder den Jagdaus-

übungsberechtigten bleibt § 45 Abs. 4 

BNatSchG in Verbindung mit § 44 Abs. 2 Nr. 1 

BNatSchG unberührt. 3Für Wolfshybriden gelten 

die Sätze 1 und 2 entsprechend. 

(8) 1Die Besenderung von Wölfen zu wis-

senschaftlichen Zwecken durch den Nieder-

sächsischen Landesbetrieb für Wasserwirt-

schaft, Küsten- und Naturschutz ist Bestandteil 

des Wildmanagements für diese Wildart; die Be-

senderung ist nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 

BNatSchG zugelassen. 2Eine Besenderung ist 

der zuständigen Jagdbehörde vor Beginn anzu-
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zeigen. 3Die zuständige Jagdbehörde benach-

richtigt die Jagdausübungsberechtigten über 

die geplante Besenderung. 4Diese darf nur mit 

Zustimmung der jeweiligen Jagdausübungsbe-

rechtigten durchgeführt werden. 5Die Erforder-

lichkeit der Einholung von tierschutzrechtlichen 

Genehmigungen bleibt unberührt.  

(9) An der systematischen Erfassung, Be-

obachtung und Überwachung des Wolfes (Moni-

toring) sollen die Jagdausübungsberechtigten 

im Rahmen ihrer Hegeverpflichtung mitwirken.“

29/1.§ 29 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. wiederholt wildernde Hunde, die sich nicht 

innerhalb der Einwirkung einer für sie ver-

antwortlichen Person befinden und nicht 

als Jagd-, Rettungs-, Hirten-, Blinden-, Poli-

zei- oder sonstige Diensthunde erkennbar 

sind, nach Anzeige bei der Jagdbehörde zu 

töten und“. 

30. § 30 erhält folgende Fassung: 30. § 30 Abs. 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 30 ____ 

Zuständigkeiten für den Jagdschutz __________ 

(1) 1Abweichend von § 25 Abs. 1 Satz 1 des 

Bundesjagdgesetzes obliegt der Jagdschutz den 

Jagdbehörden sowie den Jagdausübungsberechtig-

ten und den von ihnen bestellten erfolgreich ge-

schulten Jagdaufseherinnen oder Jagdaufsehern. 
2Schulung und Fortbildung erfolgen durch eine hier-

für von der obersten Jagdbehörde anerkannte Insti-

tution. 3Die Schulung wirkt für zehn Jahre und kann 

durch eine Fortbildung um jeweils weitere fünf Jahre 

verlängert werden. 4Forstbedienstete und Berufsjä-

gerinnen und Berufsjäger gelten unbefristet als ge-

schult. 5Die Jagdaufsicht durch erfolgreich ge-

schulte Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher er-

folgt nach Beauftragung durch die Jagdausübungs-

berechtigten. 

__________ (jetzt teilweise in Absatz 2 enthal-

ten)

(2) Auf Antrag ist Jagdausübungsberechtigten 

und erfolgreich geschulten Jagdaufseherinnen und 

Jagdaufsehern von der Jagdbehörde ein Ausweis 

über die Jagdschutzbefugnisse auszustellen. 

„(2) 1Die Bestätigung von Personen, die von 

den Jagdausübungsberechtigten mit Jagd-

schutzaufgaben beauftragt werden sollen, als 

Jagdaufseherin oder Jagdaufseher nach § 25 

Abs. 1 Satz 1 des Bundesjagdgesetzes erfolgt 

durch die Jagdbehörde auf Antrag der Jagdaus-

übungsberechtigten. 2Voraussetzung für eine 

Bestätigung ist die erfolgreiche Teilnahme an ei-

ner Schulung durch eine von der obersten Jagd-

behörde hierfür anerkannten Institution. 3Die Be-

stätigung ist auf zehn Jahre zu befristen; sie 
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kann auf Antrag der Jagdausübungsberechtig-

ten um jeweils weitere fünf Jahre verlängert wer-

den. 4Voraussetzung für die Verlängerung ist je-

weils die erneute Teilnahme an einer Schulung. 
5Die Bestätigung von Berufsjägerinnen und 

Berufsjägern sowie forstlich ausgebildeten Per-

sonen erfolgt unbefristet; sie bedarf keiner Teil-

nahme an einer Schulung nach Satz 2 oder 4. 
6Bestätigten Jagdaufseherinnen und Jagdaufse-

hern und den Jagdausübungsberechtigten ist auf 

Antrag durch die Jagdbehörde ein Ausweis über 

die ihnen zustehenden Jagdschutzbefugnisse aus-

zustellen. 

(3) 1Für jeden Jagdbezirk haben die Jagdaus-

übungsberechtigten der zuständigen Jagdbehörde 

sowie den Jagdausübungsberechtigten der angren-

zenden Jagdbezirke mindestens eine zur Jagd be-

fugte Person mit Kontaktdaten, die sich aus Vor-

name, Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-

Adresse zusammensetzen, zu übermitteln. 2Diese 

hat bei Nachsuchen und Wildunfällen Benachrichti-

gungen entgegenzunehmen und die Pflichten der 

Jagdausübungsberechtigten wahrzunehmen. 3Die 

Jagdbehörde übermittelt die Kontaktdaten nach 

Satz 1 den örtlichen Polizeidienststellen zur Durch-

führung der Maßnahmen nach Satz 2 und zur Ge-

fahrenabwehr nach dem Niedersächsischen Polizei- 

und Ordnungsbehördengesetz.“ 

(3) 1Für jeden Jagdbezirk haben die Jagdaus-

übungsberechtigten der zuständigen Jagdbehörde 

sowie den Jagdausübungsberechtigten der angren-

zenden Jagdbezirke mindestens eine zur Jagd be-
fugte Person unter Angabe von __________ An-

schrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse ____ zu 
benennen. 2Die benannte Person hat bei Nachsu-

chen und Wildunfällen Benachrichtigungen entge-
genzunehmen und die aus dem Jagdschutz  

folgenden Pflichten der Jagdausübungsberechtig-

ten wahrzunehmen. 3Die Jagdbehörde übermittelt 
den örtlichen Polizeidienststellen die in Satz 1 ge-

nannten ____Daten, damit diese die benannte 

Person in den Fällen des Satzes 2 sowie über im 

Rahmen des Jagdschutzes erforderlich wer-

dende Maßnahmen der Gefahrenabwehr nach dem 

Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehör-
dengesetz benachrichtigen können.“ 

31. § 31 wird wie folgt geändert: 31. § 31 wird wie folgt geändert: 

0/a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Abweichend von § 28 Abs. 3 des Bundes-

jagdgesetzes ist das Aussetzen von Tieren 

fremder Wildarten und von Wildhybriden in 

der freien Landschaft verboten.“

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „nicht zu 

erwarten“ durch das Wort „auszuschließen“ er-

setzt. 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Ar-

ten“ die Worte „außer Schwarzwild“ 

eingefügt.

bb) In ____ Satz 2 werden die Worte „nicht 

zu erwarten“ durch das Wort „auszu-

schließen“ ersetzt. 

b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt: b) wird (hier) gestrichen (jetzt in Buchstabe 0/a)
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„(3) Das Aussetzen von Wildhybriden ist 

verboten.“ 

32. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 32. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden das Wort „gibt“ durch das 

Wort „legt“ und das Wort „bekannt“ durch das 

Wort „fest“ ersetzt. 

a) unverändert

b) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefügt: b) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefügt:  

„3Die Jagdbehörden geben Notzeiten be-

kannt.“ 

„3Die Jagdbehörden geben die nach Satz 2 

festgelegten Notzeiten bekannt.“ 

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.  

d) Es wird der folgende Satz 5 angefügt: 

„5Die Sätze 1 bis 4 finden auf Wölfe und 

Wolfshybriden keine Anwendung.“ 

33. In § 33 Satz 1 werden am Ende ein Komma und die 

Worte „für Schalenwild jedoch höchstens einmal je 

angefangene 50 Hektar bejagbare Fläche“ einge-

fügt. 

33. § 33 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden am Ende ein Semikolon und 

die Worte „für Schalenwild darf jedoch höchs-

tens eine Kirrstelle je angefangene 50 Hektar 

bejagbare Fläche angelegt und unterhalten 

werden“ eingefügt. 

b) Es wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Die Sätze 1 bis 3 finden auf Wölfe und 

Wolfshybriden keine Anwendung.“ 

34. § 33 a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 34. § 33 a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 Halbsatz 1 werden nach dem Wort 

„Minken“ die Worte „sowie für die Fallenjagd“ 

und nach dem Wort „besteht,“ die Worte „sowie 

Eier“ eingefügt. 

a) In Satz 2 Halbsatz 1 werden nach dem Wort 

„Minken“ die Worte „sowie für die Fallenjagd“ 
und nach dem Wort „dürfen_“ die Worte „Eier 

sowie“ eingefügt. 

b) Es wird der folgende Satz 3 angefügt: b) Es wird der folgende Satz 3 angefügt: 

„3Die Jagdbehörde kann die in Satz 2 genann-

ten Mittel auch für die Fütterung zulassen, 

wenn dies für die Versorgung Fleisch fressen-

der wilder Tiere erforderlich ist.“ 

„3Die Jagdbehörde kann die in Satz 2 genann-
ten Mittel auch für einen bestimmten Zeit-

raum für die Fütterung bestimmter Fleisch 

fressender wilder Arten zulassen, wenn dies 

für die Versorgung dieser Tiere erforderlich 

ist.“ 
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35. Nach § 33 a werden die folgenden §§ 33 b und 33 c 

angefügt: 

35. Nach § 33 a wird im Ersten Unterabschnitt der

folgende_ §__________33 b eingefügt: 

„§ 33 b ____ 

Ausschluss der aufschiebenden Wirkung __________

Eine Klage gegen Anordnungen nach § 9 

Abs. 4 Satz 1, im Rahmen eines Vollzugs der Ab-

schussplanung sowie nach § 27 Abs. 1 des Bundes-

jagdgesetzes, hat keine aufschiebende Wirkung. 

wird (hier) gestrichen (jetzt in § 41 b)

§ 33 c „§ 33 b

Invasive Arten Invasive Arten 

§ 28 a des Bundesjagdgesetzes findet auf den 

Bisam (Ondatra zibethicus) keine Anwendung.“ 

unverändert

36. § 34 erhält folgende Fassung: 36. § 34 erhält folgende Fassung: 

„§ 34 „§ 34 

Wildschadensersatz, Schutzvorrichtungen Wildschadensersatz, Schutzvorrichtungen 

(1) Abweichend von § 29 Abs. 1 und 2 des 

Bundesjagdgesetzes ist der Wildschaden nur dann 

zu ersetzen, wenn je Anmeldung ein Schaden von 

mindestens 50 Euro entstanden ist. 

(1) 1Abweichend von § 29 Abs. 1 und 2 des 

Bundesjagdgesetzes besteht eine Pflicht zum Er-

satz von Wildschaden nicht, wenn __________ 

(jetzt in Nummer 1)

1. die Höhe des geltend gemachten Schadens 

nicht mindestens 50 Euro beträgt,

2. der Wildschaden an Flächen verursacht wird, 

auf denen die Jagd gemäß § 6 des Bundes-

jagdgesetzes ruht, oder 

3. der Wildschaden durch Wild verursacht 

wurde, dessen Bejagung im Zeitpunkt der 
Schadensverursachung innerhalb der Jagd-

zeit untersagt __________ war. 

2Ist die Jagd in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 auf-

grund einer Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 1 

Nr. 28 oder 28 a des Tiergesundheitsgesetzes 

(TierGesG) untersagt worden, so kann die oder 

der Geschädigte den Ersatz ihres oder seines

Wildschadens in entsprechender Anwendung des 
§ 6 Abs. 9 TierGesG verlangen. 

(2) 1Die Pflicht zur Leistung von Wildschadens-

ersatz besteht nicht, wenn der Wildschaden 

(2) wird (hier) gestrichen (jetzt in Absatz 1)

1. an Flächen verursacht wird, auf denen die 

Jagd gemäß § 6 des Bundesjagdgesetzes 

ruht, oder 



Niedersächsischer Landtag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/11202 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/9833 Empfehlungen des Ausschusses für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz 

33 

2. durch Wild verursacht wurde, dessen Beja-

gung im Zeitpunkt der Schadensverursachung 

untersagt und das Verbot für den Schaden ur-

sächlich war. 

2Im Fall der Beschränkung der Jagd nach § 6 Abs. 9 

des Tiergesundheitsgesetzes kann die oder der Ge-

schädigte Wildschaden in entsprechender Anwen-

dung dieser Vorschrift geltend machen. 

(3) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, 

durch Verordnung 

(3) unverändert

1. Bestimmungen über die Verpflichtung zur Leis-

tung von Wildschadensersatz in den Fällen 

des § 32 Abs. 2 Satz 1 des Bundesjagdgeset-

zes zu erlassen, soweit dies mit Rücksicht auf 

die Interessen der Land- und Forstwirtschaft 

erforderlich erscheint, und 

2. zu bestimmen, welche Schutzvorrichtungen 

nach § 32 Abs. 2 Satz 2 des Bundesjagdgeset-

zes als üblich anzusehen sind.“ 

37. § 36 erhält folgende Fassung: 37. § 36 erhält folgende Fassung: 

„§ 36 „§ 36 

Jagdbehörden ____Behörden

(1) 1Die Aufgaben der Jagdbehörden sowie der 

zuständigen Behörden im Sinne des Bundesjagdge-

setzes und der Verordnungen aufgrund des Bun-

desjagdgesetzes nehmen mit Ausnahme der Aufga-

ben nach § 3 Abs. 2 Nr. 4 der Bundeswildschutzver-

ordnung die Landkreise und kreisfreien Städte als 

Aufgabe des übertragenen Wirkungskreises wahr. 
2Die Zuständigkeit der großen selbstständigen 

Städte und der selbstständigen Gemeinden wird 

ausgeschlossen (§ 17 Satz 1 NKomVG). 3Abwei-

chend von Satz 1 nehmen die Gemeinden die Auf-

gaben der zuständigen Behörde nach § 34 des Bun-

desjagdgesetzes wahr; insoweit unterliegen sie der 

Fachaufsicht der Landkreise. 4Die Jagdbehörde ist 

zuständige Stelle im Sinne des § 117 Abs. 2 des 

Versicherungsvertragsgesetzes. 

(1) 1Die Aufgaben der Jagdbehörden sowie der 

zuständigen Behörden im Sinne des Bundesjagdge-

setzes und der Verordnungen aufgrund des Bun-

desjagdgesetzes nehmen __________ die Land-

kreise und kreisfreien Städte als Aufgabe des über-
tragenen Wirkungskreises wahr; zuständige Stelle 

im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 4 der Bundeswild-

schutzverordnung ist der Niedersächsische Lan-

desbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und 

Naturschutz. 2Die Zuständigkeit der großen selb-

ständigen Städte und der selbständigen Gemeinden 

wird ausgeschlossen (§ 17 Satz 1 NKomVG). 3Ab-

weichend von Satz 1 nehmen die Gemeinden die 

Aufgaben der zuständigen Behörde nach § 34 des 

Bundesjagdgesetzes wahr __________. 
4__________ (jetzt in § 22 Abs. 1 Satz 3).

(2) Oberste Jagdbehörde ist das Fachministe-

rium. 

(2) unverändert

(3) Die Fachaufsichtsbehörden können an-

stelle der nachgeordneten Behörden tätig werden, 

wenn diese eine Weisung nicht fristgemäß befolgen 

oder wenn Gefahr im Verzug ist. 

(3) Die Fachaufsichtsbehörde_ kann anstelle 

einer nachgeordneten Behörde_ tätig werden, 

wenn diese eine Weisung nicht fristgemäß befolgt

oder wenn Gefahr im Verzug ist; die dabei entste-

henden Kosten sind von der nachgeordneten 

Behörde zu erstatten. 
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(4) Erstreckt sich ein Jagdbezirk oder der Be-

reich einer Hegegemeinschaft über das Gebiet meh-

rerer Jagdbehörden, so wird die insoweit zuständige 

Jagdbehörde von der obersten Jagdbehörde be-

stimmt.“ 

(4) 1Erstreckt sich ein Jagdbezirk __________ 

über das Gebiet mehrerer Jagdbehörden, so wird 

die ____ zuständige Jagdbehörde von der obersten 
Jagdbehörde bestimmt. 2Das Gleiche gilt für die 

Bestimmung der für die Angelegenheiten einer 

Hegegemeinschaft zuständigen Jagdbehörde, 

wenn sich der Bereich der Hegegemeinschaft über 

das Gebiet mehrerer Jagdbehörden erstreckt. 
3Fällt eine Angelegenheit in den Zuständigkeits-

bereich mehrerer Jagdbehörden oder ist eine 

Änderung der Zuständigkeit aus anderen Grün-

den zweckmäßig, so kann die oberste Jagdbe-

hörde im Einzelfall die Zuständigkeit auch in  

anderen als den in den Sätzen 1 und 2 genann-

ten Fällen einer Jagdbehörde übertragen.

38. § 38 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 38. § 38 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefügt: a) Es wird der folgende ____ Satz 4 angefügt: 

„3Bis zur Neuwahl werden die Amtsgeschäfte 

von der bisherigen Kreisjägermeisterin oder 

dem bisherigen Kreisjägermeister fortgeführt.“ 

„4Nach dem Ende der Wahlperiode werden 

die Amtsgeschäfte von der bisherigen Kreisjä-

germeisterin oder dem bisherigen Kreisjäger-
meister bis zur Wahl einer Nachfolgerin oder 

eines Nachfolgers fortgeführt.“ 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. b) wird gestrichen

39. § 39 wird wie folgt geändert: 39. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas-

sung: 

aa) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas-

sung: 

„2Die weiteren Mitglieder werden durch 

die Vertretung des Landkreises oder der 

kreisfreien Stadt für die Dauer der Wahl-

periode der Vertretung gewählt, und zwar 

je eine Person auf Vorschlag 

„2Die weiteren Mitglieder werden durch 

die Vertretung des Landkreises oder der 

kreisfreien Stadt für die Dauer der Wahl-

periode der Vertretung gewählt, und zwar 

je eine Person auf Vorschlag 

1. des Landvolks Niedersachsen - 

Landesbauernverband e. V., 

1. unverändert

2. des Waldbesitzerverbandes Nie-

dersachsen e. V., 

2. unverändert

3. des Zentralverbandes der Jagdge-

nossenschaften und Eigenjagden in 

Niedersachsen e. V., 

3. unverändert

4. der Landesjägerschaft Niedersach-

sen e. V., 

4. der anerkannten Landesjäger-

schaft ____, 
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5. der zuständigen unteren Natur-

schutzbehörde und 

5. der oder des Naturschutzbeauf-

tragten oder, sofern eine Bestel-

lung nicht erfolgt ist, der zuständi-

gen unteren Naturschutzbehörde,

und 

6. der Anstalt Niedersächsische Lan-

desforsten. 

6. unverändert

3Die vorgeschlagenen Personen mit Aus-

nahme der Personen nach Satz 2 Nrn. 3 

und 5 müssen einen Jahresjagdschein 

besitzen.“ 

3Die vorgeschlagenen Personen mit Aus-
nahme derjenigen nach Satz 2 Nrn. 3 

und 5 müssen einen Jahresjagdschein 

besitzen.“ 

bb) In Satz 4 wird die Angabe „Nr. 3“ durch 

die Angabe „Nr. 5“ ersetzt. 

bb) unverändert

cc) Es wird der folgende Satz 5 angefügt: cc) Es wird der folgende Satz 5 angefügt: 

„5§ 38 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.“ „5§ 38 Abs. 1 Satz 4 gilt für die weiteren 

Mitglieder entsprechend.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: b) wird gestrichen

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: 

„2Die Jagdbehörden haben bei Maßnah-

men anderer Behörden, bei denen jagdli-

che Belange in erheblicher Weise berührt 

werden, vom Jagdbeirat eine Stellung-

nahme einzuholen und diese den ande-

ren Behörden vor deren Entscheidung 

zuzuleiten.“ 

40. Nach § 40 wird der folgende § 40 a eingefügt: 40. Nach § 40 wird im Neunten Abschnitt der folgende 

§ 40 a eingefügt: 

„§ 40 a „§ 40 a 

Strafvorschriften Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 

mit Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätzlich den Vor-

schriften über Schonzeiten nach § 26 Abs. 1, 3  

oder 4 für nach Landesrecht jagdbare Tiere hinsicht-

lich der Tiere zuwiderhandelt, für die eine Jagdzeit 

nicht festgesetzt ist. 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 

mit Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätzlich entge-

gen § 22 Abs. 2 Satz 1 des Bundesjagdgesetzes

in Verbindung mit § 26 Wild im Sinne des § 5, für

das eine Jagdzeit nicht festgesetzt und eine Beja-

gung in der Schonzeit nicht ausnahmsweise er-

laubt ist, bejagt.

(2) Handelt die Täterin oder der Täter  

fahrlässig, so ist die Strafe Geldstrafe bis zu 180 Ta-

gessätzen.“ 

(2) Handelt die Täterin oder der Täter fahrläs-
sig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr oder Geldstrafe.“ 

41. § 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 41. § 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
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„(1) 1Ordnungswidrig handelt, wer „(1) 1Ordnungswidrig handelt, wer 

  1. entgegen § 2 Abs. 2 jagdwirtschaftliche Ein-

richtungen betritt; 

  1. entgegen § 2 Abs. 2 jagdliche Einrichtungen 

ohne Erlaubnis der Jagdausübungsberech-

tigten betritt; 

  2. entgegen § 2 Abs. 3 absichtlich das Aufsu-

chen, Nachstellen, Fangen oder Erlegen von 

Wild behindert; 

  2. unverändert

  3. entgegen § 4 Abs. 1 keinen für den Jagdbezirk 

brauchbaren, geprüften Jagdhund zur Verfü-

gung hat; 

  3. entgegen § 4 Abs. 1 nicht sicherstellt, dass 

ihr oder ihm ein für den Jagdbezirk brauchba-

rer, geprüfter Jagdhund zur Verfügung steht;

  4. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 bei einer Bewe-

gungsjagd oder einer Jagd auf Federwild keine 

hierfür brauchbaren, geprüften Jagdhunde in 

ausreichender Anzahl mitführt; 

  4. unverändert

  5. entgegen § 4 Abs. 3 bei einer Nachsuche kei-

nen hierfür brauchbaren, geprüften Jagdhund 

einsetzt, obwohl es den Umständen nach er-

forderlich ist; 

  5. entgegen § 4 Abs. 3 bei einer Nachsuche kei-

nen hierfür brauchbaren, geprüften Jagdhund 

einsetzt __________; 

  6. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1 einen Abrundungs-

vertrag nicht anzeigt; 

  6. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit 

§ 12 Abs. 1 Satz 1 des Bundesjagdgesetzes

einen Abrundungsvertrag nicht anzeigt; 

  7. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 3 die Änderung einer 

Flächenzuordnung sowie eine Kündigung oder 

Aufhebung des Abrundungsvertrages nicht an-

zeigt; 

  7. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 3 eine Änderung ei-

nes Abrundungsvertrages, die die Flächen-

zuordnung betrifft, eine Kündigung oder eine

Aufhebung des Abrundungsvertrages nicht an-

zeigt; 

  8. entgegen § 9 Abs. 6 Satz 2 ohne Besitz eines 

Jagdscheines fängt oder tötet; 

  8. entgegen § 9 Abs. 6 Satz 2 ein in § 9 Abs. 6 

Satz 1 genanntes Tier fängt oder tötet, ohne 

im Besitz eines Jagdscheins zu sein; 

  9. entgegen § 9 Abs. 6 Satz 3 in der Setzzeit ein 

Elterntier fängt oder tötet; 

  9. entgegen § 9 Abs. 6 Satz 3 in der Setzzeit ein 
Elterntier eines in § 9 Abs. 6 Satz 1 genann-

ten Tieres fängt oder tötet; 

10. entgegen § 9 a die Entstehung oder eine Flä-

chenveränderung eines Eigenjagdbezirks 

nicht anzeigt oder nicht durch geeignete Unter-

lagen nachweist; 

10. entgegen § 9 a Satz 1 die Entstehung oder 

eine Flächenveränderung eines Eigenjagdbe-

zirks nicht anzeigt oder nicht durch geeignete 

Unterlagen nachweist; 

11. entgegen § 11 a Abs. 2 ein Jagdgehege ein-

richtet; 

11. wird gestrichen

12. als Jagdgast die Jagd ausübt und dabei entge-

gen § 19 vorsätzlich oder fahrlässig weder ei-

nen gültigen Jagderlaubnisschein mit sich führt 

noch eine ausreichende Begleitung hat; 

12. unverändert
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13. entgegen § 24 Abs. 1 Satz 1 bei der Jagd ver-

botene Mittel oder Geräte verwendet; 

13. entgegen § 24 Abs. 1 ____ bei der Jagd ver-

botene Mittel oder Geräte verwendet; 

13/1. entgegen § 24 Abs. 2 Nachtsicht- und Nacht-

zieltechnik nutzt; 

14. entgegen § 24 Abs. 2 Satz 1 keine Bescheini-

gung mit sich führt; 

14. entgegen § 24 Abs. 3 Satz 1 keine Bescheini-

gung mit sich führt; 

15. Fanggeräte ohne die nach § 24 Abs. 2 Satz 1 

erforderliche Zulassung verwendet; 

15. Fanggeräte ohne die nach § 24 Abs. 3 Satz 2 

oder 3 erforderliche Zulassung verwendet; 

16. entgegen § 24 Abs. 3 Wild einer ausgesetzten 

Art vor Ablauf von sechs Monaten nach Aus-

setzung in dem betreffenden Jagdbezirk be-

jagt; 

16. entgegen § 24 Abs. 4 Wild einer ausgesetzten 

Art vor Ablauf von sechs Monaten nach Aus-

setzung in dem betreffenden Jagdbezirk be-

jagt; 

17. entgegen § 24 Abs. 4 Nachtsicht- und Nacht-

zieltechnik nutzt; 

17. wird (hier) gestrichen (jetzt in Nummer 13/1)

17/1.an einer Gesellschaftsjagd im Sinne des 

§ 22 Abs. 1 Satz 3 teilnimmt, ohne über ei-

nen Schießübungsnachweis im Sinne des 

§ 24 Abs. 5 zu verfügen;

18. entgegen § 25 Abs. 1 Satz 4 den Abschuss-

plan nicht digital übermittelt; 

18. entgegen § 25 Abs. 1/1 Satz 2 den Abschuss-

plan nicht unter Verwendung eines von der 

obersten Jagdbehörde bestimmten, elekt-

ronischen Formulars übermittelt; 

19. entgegen § 25 Abs. 2 Satz 2 männliches Wild 

außer Hirschkälbern, Bocklämmern oder mehr 

als zwei Stück weibliches Wild erlegt; 

19. wird gestrichen

20. entgegen § 25 Abs. 3 Satz 1 den Abschuss-

plan um mehr als 30 Prozent überschreitet; 

20. wird gestrichen

21. entgegen § 25 Abs. 7 Satz 2 vorsätzlich oder 

fahrlässig eine vorgeschriebene Streckenliste 

nicht laufend, unvollständig, unrichtig oder 

nicht digital führt oder nicht termingerecht vor-

legt; 

21. entgegen § 25 Abs. 7 Satz 2 vorsätzlich oder 
fahrlässig die ____ Streckenliste nicht fortlau-

fend ergänzt __________ oder diese

ansonsten unrichtig __________ führt oder 

der Jagdbehörde nicht rechtzeitig übermit-

telt; 

22. entgegen § 25 Abs. 8 Satz 1 auf einer Hege-

schau den Kopfschmuck und Unterkiefer nicht 

oder unter falschen Angaben vorlegt; 

22. entgegen § 25 Abs. 8 Satz 1 auf einer Hege-

schau den Kopfschmuck und Unterkiefer nicht 
oder nicht der Anordnung der Jagdbehörde 

entsprechend vorlegt; 

23. entgegen § 27 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 5 

oder Abs. 3 a die Jagdnachbarin oder den 

Jagdnachbarn nicht unverzüglich benachrich-

tigt; 

23. entgegen § 27 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 
Satz 5, auch in Verbindung mit Abs. 4, die 

Jagdnachbarin oder den Jagdnachbarn nicht 

unverzüglich benachrichtigt; 
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24. entgegen § 28 a Satz 1 Wildunfälle mit Scha-

lenwild nicht unverzüglich anzeigt; 

24. unverändert

24/1. entgegen § 28 b Abs. 4 bei der Jagd auf 

Wölfe und Wolfshybriden verbotene Muni-

tion verwendet;

24/2. entgegen § 28 b Abs. 6 Satz 1 die Erle-

gung eines Wolfes oder das Auffinden ei-

nes Fallwildwolfes nicht unverzüglich an-

zeigt;

25. entgegen § 31 Abs. 1 ein Tier einer fremden 

Wildart in der freien Landschaft aussetzt; 

25. entgegen § 31 Abs. 1 ein Tier einer fremden 
Wildart oder einen Wildhybriden in der freien 

Landschaft aussetzt; 

26. entgegen § 31 Abs. 2 Schalenwild heimischer 

Arten oder Wildkaninchen ohne Genehmigung 

aussetzt; 

26. entgegen § 31 Abs. 2 Wild der dort genann-

ten Arten __________ ohne Genehmigung 

aussetzt; 

27. entgegen § 31 Abs. 3 Wildhybriden aussetzt; 27. wird (hier) gestrichen (jetzt in Nummer 25 

enthalten)

28. entgegen § 32 Abs. 1 Satz 4 in Bereichen der 

Notzeitfütterung die Jagd ausübt; 

28. unverändert

29. entgegen § 32 Abs. 2 Satz 1 Wild außerhalb 

der Notzeit füttert; 

29. entgegen § 32 Abs. 2 ____ Wild außerhalb der 

Notzeit füttert; 

30. entgegen § 33 Satz 1 für Schalenwild mehr als 

eine Kirrung je angefangene 50 Hektar anlegt 

oder unterhält; 

30. entgegen § 33 Satz 1 Halbsatz 2 für Schalen-

wild mehr als eine Kirrstelle je angefangene 

50 Hektar bejagbarer Fläche anlegt oder un-

terhält; 

31. entgegen § 33 Satz 2 beim Kirren Kirreinrich-

tungen oder -behälter oder nicht artgerechtes 

Futter verwendet; 

31. unverändert

32. entgegen § 33 a Abs. 1 mit nicht artgerechtem 

Futter füttert; 

32. unverändert

33. entgegen § 33 a Abs. 2 Wild füttert oder kirrt; 33. unverändert

34. entgegen den Vorschriften über Schonzeiten 

nach § 26 Abs. 1, 3 oder 4 für nach Landes-

recht jagdbare Tiere handelt, für die eine Jagd-

zeit festgesetzt ist; 

34. entgegen __________ § 22 Abs. 1 Satz 2 des 

Bundesjagdgesetzes in Verbindung mit 

§ 26 Wild im Sinne des § 5 außerhalb der 

Jagdzeit bejagt, ohne dass die Schonzeit 

aufgehoben oder eine Ausnahme zugelas-

sen worden ist;

35. wiederholt trotz Abmahnung durch die Jagdbe-

hörde seinen Abschussplan für weibliches 

Wild und Jungwild in der Summe um weniger 

als 50 Prozent erfüllt; 

35. wird gestrichen
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36. Maßnahmen der Jagdbehörde nach § 9 Abs. 4 

Satz 3 oder § 10, im Rahmen eines Vollzugs 

der Abschussplanung oder nach § 27 Abs. 2 

des Bundesjagdgesetzes nicht erfüllt; 

36. wird gestrichen

37. Maßnahmen der Jagdbehörde nach § 25 

Abs. 1 Satz 5 nicht erfüllt; 

37. wird gestrichen

38. einer Verordnung aufgrund des § 4 Abs. 6, des 

§ 9 Abs. 5, des § 24 Abs. 2 oder des § 26 

Abs. 1 oder 2 zuwiderhandelt, sofern die Ver-

ordnung für einen bestimmten Tatbestand auf 

diese Bußgeldvorschrift verweist.“ 

38. einer Verordnung aufgrund __________ des 
§ 9 Abs. 5 oder des § 24 Abs. 3 oder 5

__________ zuwiderhandelt, sofern die Ver-

ordnung für einen bestimmten Tatbestand auf 

diese Bußgeldvorschrift verweist.“ 

41/1. In § 41 a werden die Worte „Richtlinie 

79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über 

die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten (ABl. 

EG Nr. L 103 S. 1)“ durch die Worte „Richtlinie 

2009/147/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 30. November 2009 über die Er-

haltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. EU 

Nr. L 20 S. 7), zuletzt geändert durch die Verord-

nung (EU) 2019/1010 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 5. Juni 2019 (ABl. EU 

Nr. L 170 S. 115),“ ersetzt sowie die Worte „des 

Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natür-

lichen Lebensräume sowie der wild lebenden 

Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7)“ ge-

strichen. 

41/2.Nach § 41 a wird der folgende § 41 b eingefügt:

„§ 41 b

Ausschluss der aufschiebenden Wirkung 

____ Klagen gegen Anordnungen nach § 9 
Abs. 4 Satz 1 und § 25 Abs. 7 Satz 0/1 dieses Ge-

setzes sowie nach § 27 Abs. 1 des Bundesjagdge-

setzes haben keine aufschiebende Wirkung.“ 

42. § 42 erhält folgende Fassung: 42. § 42 erhält folgende Fassung: 

„§ 42 „§ 42 

Übergangsregelungen Übergangsregelungen 

(1) Werden Jagdbezirke unmittelbar durch das 

Niedersächsisches Jagdgesetz vom 16. März 2001 

(Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom xxx (einsetzen: Ausfertigungsda-

tum dieses Gesetzes) (Nds. GVBl. S. …), verändert, 

so tritt die Änderung erst mit dem Ende eines am 

XX.XX.20XX (Einsetzen: Datum des Inkrafttretens 

nach Artikel 5 Satz 1) laufenden Jagdpachtvertrages 

ein. 

(1) § 8 __________ findet auf Jagdbezirke,

die am XX.XX.2022 [einsetzen: Datum des Inkraft-

tretens nach Artikel 5 Satz 1] verpachtet sind, bis

zum Ende des bestehenden Jagdpachtvertrages 

keine Anwendung. 
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(2) Ruht die Jagd auf der Grundlage des § 10 

Abs. 2 Satz 2 des Bundesjagdgesetzes oder des 

§ 10 Abs. 2 des Niedersächsischen Jagdgesetzes 

vom 16. März 2001 (Nds. GVBl. S. 100), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom xxx (ein-

setzen: Ausfertigungsdatum dieses Gesetzes) (Nds. 

GVBl. S. …), in der bis zum 31. März 2001 gelten-

den Fassung, so endet die Jagdruhe zum 31. März 

2022. 

(2) Zustimmungen der Jagdbehörde zum

Ruhen der Jagd, die auf der Grundlage des § 10 

Abs. 2 Satz 2 des Bundesjagdgesetzes, des § 10 

Abs. 2 dieses Gesetzes in der bis zum 

XX.XX.2022 [einsetzen: Datum des Tages vor In-

krafttreten nach Artikel 5 Satz 1] geltenden Fas-

sung oder aufgrund des Landesjagdgesetzes in 

der bis zum 31. März 2001 geltenden Fassung 

vom 24. Februar 1978 (Nds. GVBl. S. 217) mit 

den nachfolgenden Änderungen __________ er-

teilt worden sind, gelten mit Ablauf des 

XX.XX.2022 [einsetzen: Datum des Tages vor In-

krafttreten nach Artikel 5 Satz 1] als aufgehoben; 

zu diesem Zeitpunkt endet die Jagdruhe 

__________.  

(3) Auf Jagdgehege, die jagdrechtlich geneh-

migt sind oder als genehmigt gelten, ist Artikel 29 

Abs. 2 und 4 Satz 1 des Landesjagdgesetzes wei-

terhin anzuwenden. 

(3) 1Auf Jagdgehege, die am XX.XX.2022 [ein-

setzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten nach 

Artikel 5 Satz 1] jagdrechtlich genehmigt waren, 

sind die Vorschriften dieses Gesetzes sowie wei-

terhin Artikel 29 Abs. 2 des Landesjagdgesetzes in 

der bis zum 31. März 2001 geltenden Fassung 

anzuwenden. 2Die Genehmigung eines Jagdge-

heges ist mit einer Übergangsfrist von drei Jahren 

zu widerrufen, wenn das Jagdgehege die Voraus-

setzungen für einen mindestens 250 Hektar großen 
Eigenjagdbezirk nicht mehr erfüllt; im Übrigen 

bleibt § 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

in Verbindung mit § 1 des Niedersächsischen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes unberührt. 
3Jagdgehege, die am XX.XX.2022 [einsetzen: Da-

tum des Tages vor Inkrafttreten nach Artikel 5 

Satz 1] als genehmigt galten, gelten weiterhin als 

genehmigt. 4Auf Jagdgehege nach Satz 3 sind 

die Vorschriften dieses Gesetzes sowie weiter-

hin § 29 Abs. 2 und 4 Satz 2 des Landesjagdge-

setzes in der bis zum 31. März 2001 geltenden 

Fassung anzuwenden.

(3/1) Ansprüche einer Jagdgenossenschaft 

gegen ihre Mitglieder können bis zum 1. April 

2024 weiterhin wie Gemeindeabgaben erhoben 

werden; bis zu diesem Datum ist § 16 Abs. 3 in 

der bis zum [einsetzen: Datum des Tages vor In-

krafttreten nach Artikel 5 Abs. 1] geltenden Fas-

sung weiterhin anzuwenden. 

(4) 1§ 25 Abs. 1 Satz 1 bis 4 ist erstmals für die 

ab 1. April 2023 wirksam werdenden Abschusspläne 

anzuwenden. 2Bis zu diesem Zeitpunkt können Ab-

schusspläne sowohl für ein Jahr als auch für drei 

Jahre vorgelegt werden. 3§ 25 Abs. 2 findet erstmals 

auf den nächsten nach dem XX.XX.20XX  

(Einsetzen: Tag des Inkrafttretens nach Artikel 5 

Satz 1) aufzustellenden Abschussplan Anwendung. 

(4) 1 __________ (jetzt teilweise in Satz 2 und 

teilweise in Satz 3 enthalten) 2Abschusspläne kön-

nen erstmals für das ab dem 1. April 2023 begin-

nende Jagdjahr nach § 25 Abs. 1 Satz 1 für drei 

Jagdjahre aufgestellt werden; anderenfalls sind 

sie für ein Jagdjahr aufzustellen. 2/1Spätestens 

für das ab dem 1. April 2024 beginnende Jagd-

jahr sind Abschusspläne für drei Jagdjahre  
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aufzustellen. 2/2Abweichend von den Sätzen 2 

und 2/1 ist § 25 Abs. 1 Satz 1 auf Abschusspläne 

für Rehwild erstmals für das Jagdjahr nach Ab-

lauf der am XX.XX.2022 [einsetzen: Datum des 

Inkrafttretens nach Artikel 5 Satz 1] geltenden 

Abschusspläne anzuwenden. 3§ 25 Abs. 1 Satz 2 

ist erstmals mit Aufstellung eines dreijährigen 

Abschussplans nach Satz 2 bis 2/2 anzuwenden; 

im Übrigen ist § 25 Abs. 1 Satz 3, Abs. 1/1 Satz 2 

und Abs. 6/1 Satz 1 erstmals auf die für das 

Jagdjahr 2024 aufzustellenden Abschusspläne 

anzuwenden. 

(5) 1Die Bestätigung von Jagdaufseherinnen 

und Jagdaufsehern erlischt zum 1. April 2022. 
2Jagdaufseherinnen und Jagdaufseher, die bis zum 

XX.XX.20XX (Einsetzen: Tag des Inkrafttretens 

nach Artikel 5 Satz 1) bestätigt waren, gelten zu die-

sem Zeitpunkt als erfolgreich geschult. 

(5) 1__________2Eine am XX.XX.2022 [ein-

setzen: Datum des Tages vor Inkrafttretens nach 

Artikel 5 Satz 1] vorhandene Bestätigung als 

Jagdaufseherin oder Jagdaufseher gilt mit dem 

XX.XX.2022 [einsetzen: Datum des Tages fünf 

Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes nach Arti-

kel 5 Satz 1] als aufgehoben. 3Auf eine erneute 

Bestätigung ist § 30 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 so-

wie Sätze 4 und 5 anzuwenden.

(6) Auf Wildschäden, die vor dem XX.XX.20XX 

(Tag des Inkrafttretens nach Artikel 5 Satz 1) ent-

standen sind, findet § 34 Abs. 1 und 3 des Nieder-

sächsischen Jagdgesetzes vom 16. März 2001 

(Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom xxx (einsetzen: Ausfertigungsda-

tum dieses Gesetzes) (Nds. GVBl. S. …), in der ab 

dem XX.XX.20XX (Tag des Inkrafttretens nach Arti-

kel 5 Satz 1) geltenden Fassung keine Anwendung. 

(6) Auf Wildschäden, die vor dem XX.XX.2022

[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 5 

Satz 1] geltend gemacht worden sind, findet § 34 

____ in der bis zum XX.XX.2022 [einsetzen: Da-

tum des Tages vor Inkrafttreten nach Artikel 5 

Satz 1] geltenden Fassung weiterhin Anwen-

dung.“

43. § 43 wird gestrichen. 43. unverändert

Artikel 2 Artikel 2 

Weitere Änderung des Niedersächsischen Jagdgesetzes Weitere Änderung des Niedersächsischen  
Jagdgesetzes1

Das Niedersächsische Jagdgesetz vom 16. März 

2001 (Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 1 

dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert:

Das Niedersächsische Jagdgesetz vom 16. März 

2001 (Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 1 

dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert:

1. § 16 wird wie folgt geändert: 1. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird der folgende Absatz 1 eingefügt: a) Es wird der folgende neue Absatz 1 eingefügt: 

1 Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über 
ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informa-
tionsgesellschaft (ABl. EU Nr. L 241 S. 1). 
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„(1) Abweichend von § 10 Abs. 3 Satz 2 

des Bundesjagdgesetzes haben Eigentüme-

rinnen oder Eigentümer von Flächen mit allge-

meinem Betretungsverbot keinen Anspruch 

auf Auszahlung eines anteiligen Reinerlöses, 

soweit den befugten Jägerinnen oder Jägern 

keine uneingeschränkte Erlaubnis zum Betre-

ten der Flächen erteilt wird.“ 

„(1) Abweichend von § 10 Abs. 3 Satz 2 
des Bundesjagdgesetzes haben Grundeigen-

tümerinnen oder Grundeigentümer von Flä-

chen mit allgemeinem Betretungsverbot kei-

nen Anspruch auf Auszahlung eines anteiligen 
Reinertrages, sofern nicht den befugten Jä-

gerinnen oder Jägern _eine uneingeschränkte 

Erlaubnis zum Betreten der Flächen erteilt 
worden ist.“ 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 2. b) unverändert

2. In § 24 Abs. 1 wird das Wort „Luftdruckwaffen“ durch 

das Wort „Druckluftwaffen“ ersetzt und nach dem 

Wort „Bleischrot“ werden die Worte „oder die Jagd 

mit bleihaltiger Büchsenmunition oder bleihaltigen 

Flintenlaufgeschossen oder die Jagd in einem Um-

kreis von 250 m von der Mitte von Wildquerungshil-

fen auf Ansitzeinrichtungen mit Ausnahme der Be-

wegungsjagd“ eingefügt. 

2. ____ § 24 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Es ist über § 19 des Bundesjagdgeset-

zes hinaus verboten, die Jagd auszuüben 

1. unter Verwendung von Betäubungs- oder 

Lähmungsmitteln, Sprengstoffen, elektri-

schem Strom, Haken, Schleudern, Bolzen, 

Pfeilen, Druckluftwaffen, Büchsenmunition 

mit bleihaltigen Geschossen oder bleihaltigen 

Flintenlaufgeschossen, 

2. in einem Umkreis von 250 m von der Mitte ei-

ner Wildquerungshilfe_ auf Ansitzeinrichtun-

gen, oder 

3. auf Wasserfederwild an und über Gewäs-

sern unter Verwendung von Bleischrot. 

2Das Verbot des Satzes 1 Nr. 2 gilt nicht für die

Bewegungsjagd.“ 

Artikel 2/1

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über 

den Wald und die Landschaftsordnung 

Das Niedersächsische Gesetz über den Wald 

und die Landschaftsordnung vom 21. März 2002 

(Nds. GVBl. S. 112), zuletzt geändert durch Artikel 16 

des Gesetzes vom 16. Dezember 2021 (Nds. GVBl. 

S. 883), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 5“ 

durch die Angabe „Abs. 4“ ersetzt. 
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2. In § 18 Abs. 2 Satz 1 und in § 43 Abs. 3 Satz 2 

wird jeweils die Angabe „Abs. 3 Satz 2“ durch 

die Angabe „Abs. 2“ ersetzt. 

Artikel 3 Artikel 3 

Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten  

auf den Gebieten Wald, Jagd und Kleingarten 

Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten  

auf den Gebieten Wald, Jagd und Kleingarten 

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf den Ge-

bieten Wald, Jagd und Kleingarten vom 6. November 

2020 (Nds. GVBl. S. 379) wird wie folgt geändert: 

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf den Ge-

bieten Wald, Jagd und Kleingarten vom 6. November 

2020 (Nds. GVBl. S. 379) wird wie folgt geändert: 

0/1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Verordnung über Zuständigkeiten auf den 

Gebieten Wald und Kleingarten 

(ZustVO-WK)“.

1. § 2 wird wie folgt geändert: 1. § 2 wird gestrichen. 

a) Absatz 1 wird gestrichen. __________ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird einziger Absatz 

und wie folgt geändert: 

__________ 

Die Angabe „BWildSchV“ wird durch die Worte 

„der Bundeswildschutzverordnung vom 

25. Oktober 1985 (BGBl. I S. 2040), zuletzt ge-

ändert durch Verordnung vom 28. Juni 2018 

(BGBl. I S. 1159),“ ersetzt. 

__________ 

2. In § 4 wird die Verweisung „§§ 1 und 2 Abs. 1“ durch 

die Verweisung „§ 1“ ersetzt. 

2. In § 4 werden die Worte „Aufgaben nach den §§ 1 

und 2 Abs. 1“ durch die Worte „Aufgabe nach 

§ 1“ ersetzt. 

Artikel 3/1

Aufhebung der Niedersächsischen Wolfsverordnung

Die Niedersächsische Wolfsverordnung vom 

20. November 2020 (Nds. GVBl. S. 401) wird aufgeho-

ben. 

Artikel 4 Artikel 4 

Neubekanntmachung Neubekanntmachung 

Das Fachministerium wird ermächtigt, das Nieder-

sächsische Jagdgesetz in der ab dem XX.XX.20XX (ein-

setzen: Tag des Inkrafttretens nach Artikel 5 Satz 1) gel-

tenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen 

und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Das Fachministerium wird ermächtigt, das Nieder-
sächsische Jagdgesetz in der ab dem XX.XX.2022 [ein-

setzen: Tag des Inkrafttretens nach Artikel 5 Satz 1] gel-

tenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen 

und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 
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Artikel 5 Artikel 5 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

1Dieses Gesetz tritt am ……… in Kraft. 2Abweichend 

von Satz 1 tritt Artikel 2 am 1. April 2025 in Kraft. 

1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-

dung in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 2 am 

1. April 2025 in Kraft. 

(Verteilt am 12.05.2022) 
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